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         Skandal oder Erfolgsgeschichte?

         Im Jahr 1990 stellte sich die Frage, ob eine eigenständige ostdeutsche Großchemie
            überhaupt noch gebraucht wird. Belegschaftsproteste zwangen die Treuhandanstalt nach
            dem Verkauf moderner Werke zu einem Strategiewechsel. Die Altlastensanierung und die
            Modernisierung des mitteldeutschen Chemiedreiecks entwickelten sich zu den mit Abstand
            teuersten Vorhaben der Treuhand und dauerten mehr als zehn Jahre. Rainer Karlsch zeichnet
            strukturpolitische Entscheidungen sowie Machtkämpfe anhand von Akten der Treuhandanstalt,
            der Ministerien, der Landesregierungen, der Betriebe und von Nachlässen nach. Er analysiert
            erstmals die Privatisierungen der mittelständischen chemischen Betriebe und zieht
            eine fundierte und differenzierte Bilanz der umstrittenen Arbeit der Treuhandanstalt.
         

         Die Studien zur Geschichte der Treuhandanstalt erscheinen
in Kooperation mit dem Institut für Zeitgeschichte München–Berlin
         

         Über Rainer Karlsch

         Rainer Karlsch, Jahrgang 1957, studierte Wirtschaftsgeschichte an der Humboldt-Universität
            zu Berlin, 1986 Promotion. Er war Mitarbeiter am Institut für Wirtschafts- und Sozialgeschichte
            der Humboldt-Universität und der Historischen Kommission zu Berlin sowie von 1999
            bis 2001 am Institut für Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsgeschichte der Freien Universität
            Berlin. Seit 2004 ist er freier Publizist mit den Schwerpunkten Wirtschafts- und Unternehmensgeschichte.
            Von 2017 bis 2021 war er am Institut für Zeitgeschichte München–Berlin tätig.
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            Vorwort der Herausgeber
            

         

         Noch in der Spätphase der DDR gegründet, entwickelte sich die Treuhandanstalt zur
            zentralen Behörde der ökonomischen Transformation in Ostdeutschland. Ihre ursprüngliche
            Aufgabe war die rasche Privatisierung der ostdeutschen volkseigenen Betriebe (VEB).
            Sehr bald aber wies ihr die Politik zahlreiche weitere Aufgaben zu. Sukzessive sah
            sich die Treuhandanstalt mit der Lösung der Altschuldenproblematik, der Sanierung
            der ökologischen Altlasten, der Mitwirkung an der Arbeitsmarktpolitik und schließlich
            ganz allgemein mit der Durchführung eines Strukturwandels konfrontiert. In ihrer Tätigkeit
            allein ein behördliches Versagen zu erkennen wäre daher ahistorisch und einseitig,
            auch wenn die Bilanz der Treuhandanstalt niederschmetternd zu sein scheint. Denn von
            den etwa vier Millionen Industriearbeitsplätzen blieb nur ein Drittel übrig. Das öffentliche
            Urteil ist daher ganz überwiegend negativ. Die Kritik setzte schon ein, als die Behörde
            mit der Privatisierung der ersten VEBs der DDR begann. Bis heute verbinden sich mit
            der Treuhandanstalt enttäuschte Hoffnungen, überzogene Erwartungen, aber auch Selbsttäuschungen
            und Mythen. Außerdem ist sie eine Projektionsfläche für politische Interessen und
            Konflikte, wie die Landtagswahlkämpfe 2019 in Ostdeutschland deutlich gemacht haben.
            Umso dringender ist es erforderlich, die Tätigkeit der Treuhandanstalt und mit ihr
            die gesamte (ost-)deutsche Transformationsgeschichte der frühen 1990er-Jahre wissenschaftlich
            zu betrachten. Dies ist das Ziel der Studien zur Geschichte der Treuhandanstalt, deren
            Bände die Umbrüche der 1990er-Jahre erstmals auf breiter archivalischer Quellengrundlage
            beleuchten und analysieren.
         

         Die Privatisierung der ostdeutschen Betriebe brachte für viele Menschen nicht nur
            Erwerbslosigkeit, sondern auch den Verlust einer sicher geglaubten, betriebszentrierten
            Arbeits- und Lebenswelt. Insofern ist die Erfahrungsperspektive der Betroffenen weiterhin
            ernst zu nehmen und in die wissenschaftliche Untersuchung ebenso zu integrieren wie
            in die gesellschaftspolitischen Konzepte. Der mit der Transformation einhergehende
            Strukturwandel hatte Folgen für Mentalitäten und politische Einstellungen, die bis
            in die Gegenwart hineinreichen. Dabei wurden die individuellen und gemeinschaftlichen
            Erfahrungen und Erinnerungen stets von medial geführten Debatten über die Transformationszeit
            sowie von politischen Interpretationsversuchen geprägt und überlagert. Diese teilweise
            miteinander verwobenen Ebenen gilt es bei der wissenschaftlichen Analyse zu berücksichtigen
            und analytisch zu trennen. Der erfahrungsgeschichtliche Zugang allein kann die Entstehung
            und Arbeitsweise der Treuhandanstalt sowie die Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft
            nicht hinreichend erklären. Vielmehr kommt es darauf an, die unterschiedlichen Perspektiven
            miteinander in Relation zu setzen und analytisch zu verknüpfen, um so ein differenziertes
            und vielschichtiges Bild der Umbrüche der 1990er-Jahre zu erhalten.
         

         Diese große Aufgabe stellt sich der Zeitgeschichte erst seit Kurzem, denn mit dem
            Ablauf der 30-Jahre-Sperrfrist, die für staatliches Archivgut in Deutschland grundsätzlich
            gilt, ergibt sich für die Forschung eine ganz neue Arbeitsgrundlage. Das öffentliche
            Interesse konzentriert sich auf die sogenannten Treuhandakten, die im Bundesarchiv
            Berlin allgemein zugänglich sind (Bestand B 412). Sie werden mittlerweile auch von
            Publizistinnen und Publizisten sowie Journalistinnen und Journalisten intensiv genutzt.
            An dieser Stelle sei aber daran erinnert, dass schon sehr viel früher Akten anderer
            Provenienz allgemein und öffentlich zugänglich waren – die schriftliche Überlieferung
            der ostdeutschen Landesregierungen oder der Gewerkschaften, um nur einige Akteure
            zu nennen. Darüber hinaus können seit einiger Zeit auch die Akten der Bundesregierung
            und der westdeutschen Landesverwaltungen eingesehen werden. Die Liste ließe sich fortsetzen.
         

         Bei aller Euphorie über die quantitativ wie qualitativ immer breiter werdende Quellengrundlage (allein zwölf laufende Aktenkilometer Treuhandüberlieferung
            im Bundesarchiv Berlin) sollte allerdings nicht aus dem Blick geraten, dass Historikerinnen
            und Historiker die Archivalien einer Quellenkritik unterziehen müssen. Dies gehört
            grundsätzlich zu ihrem Arbeitsauftrag. Da die Erwartungen der Öffentlichkeit an die
            Aussagekraft vor allem der Treuhandakten hoch sind, sei dieser Einwand an dieser Stelle
            ausdrücklich gemacht. So gilt es, einzelne Privatisierungsentscheidungen der Treuhandspitze
            zu kontextualisieren und mit anderen Überlieferungen abzugleichen. Zur Illustration
            der Problematik mag ein Beispiel dienen: Treuhandakten der sogenannten Vertrauensbevollmächtigten
            und der Stabsstelle Recht enthalten Vorwürfe über »SED-Seilschaften« und »Korruption«,
            die sich auch in der Retrospektive nicht mehr vollständig klären lassen. Die in Teilen
            der Öffentlichkeit verbreitete Annahme, die Wahrheit komme nun endlich ans Licht,
            führt daher in die Irre und würde ansonsten nur weitere Enttäuschungen produzieren.
            Es gibt eben nicht die historische Wahrheit. Stattdessen ist es notwendig, Strukturzusammenhänge zu analysieren,
            unterschiedliche Perspektiven einzunehmen, Widersprüche zu benennen und auch auszuhalten.
            Dazu kann die Zeitgeschichtsforschung einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie mit
            quellengesättigten und methodisch innovativen Studien den historischen Ort der Treuhandanstalt
            in der Geschichte des vereinigten Deutschlands bestimmt, gängige Geschichtsbilder
            hinterfragt und Legenden dekonstruiert.
         

         Im Rahmen seines Forschungsschwerpunktes »Transformationen in der neuesten Zeitgeschichte«
            zu den rasanten Wandlungsprozessen und soziokulturellen Brüchen der Industriegesellschaften
            seit den 1970er-Jahren hat das Institut für Zeitgeschichte München–Berlin (IfZ) im
            Frühjahr 2013 damit begonnen, ein großes, mehrteiliges Projekt zur Geschichte der
            Treuhandanstalt inhaltlich zu konzipieren und vorzubereiten. Auf der Grundlage der
            neu zugänglichen Quellen, die erstmals systematisch ausgewertet werden konnten, ging
            das Projektteam insbesondere folgenden Leitfragen nach: Welche politischen Ziele sollten
            mit der Treuhandanstalt erreicht werden? Welche Konzepte wurden in einzelnen Branchen
            und Regionen verfolgt, und was waren die Ergebnisse? Welche gesellschaftlichen Auswirkungen haben sich ergeben? Wie ist die Treuhandanstalt in internationaler
            Hinsicht zu sehen?
         

         Bei der Projektvorbereitung und -durchführung waren Prof. Dr. Richard Schröder und
            Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué unterstützend tätig, denen unser ausdrücklicher Dank gilt.
            Über Eigenmittel hinaus ist das IfZ-Projekt, das ein international besetzter wissenschaftlicher
            Beirat kritisch begleitet hat, vom Bundesministerium der Finanzen von 2017 bis 2021
            großzügig gefördert worden. Auch dafür möchten wir unseren Dank aussprechen. In enger
            Verbindung hierzu standen zwei von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderte
            Einzelprojekte von Andreas Malycha und Florian Peters.
         

         Dierk Hoffmann, Hermann Wentker, Andreas Wirsching

      

   
      
         
            Einleitung
            

         

         In der Chemieregion um Halle (Saale) verflog der Jubel über die deutsche Einheit rasch.
            Die Großbetriebe der chemischen Industrie hatten nach der Einführung der D-Mark ab
            Sommer 1990 Tausende Beschäftigte in Kurzarbeit geschickt. Erste Betriebsteile wurden
            stillgelegt und weitere Abschaltungen standen bevor. In allen Betrieben drohten Entlassungswellen.
            Vor allem jüngere Menschen wollten sich nicht damit abfinden und suchten ihr Glück
            im Westen.
         

         In den Medien erschienen Berichte über Bitterfeld als »dreckigste Stadt Europas«.
            Es war von Umweltschäden in apokalyptischen Ausmaßen die Rede. »Schauermärchen gehen
            um von Gartenzwergen, denen die Nasen abgefallen sind, von Kochgeschirr, das, im Herbst
            versehentlich draußen stehengeblieben, im Frühjahr in der Hand zerbröselt.«[1]  Ein regelrechter »Katastrophen-Tourismus« setzte ein. Der Spiegel schrieb dazu pointiert: »Nur der Papst war noch nicht in Bitterfeld. Alle anderen,
            Wichtige und Wichtigtuer, haben den Ausflug in die Chemieregion absolviert, pflichtgemäß
            und naserümpfend.«[2] 

         Die überbordenden Hoffnungen, dass mit der D-Mark rasch alles besser werden würde,
            hatten sich nicht erfüllt. Ernüchterung und Enttäuschung breiteten sich aus. Im Frühjahr
            1991 wurde die Stimmung zunehmend aggressiver. Es kam zu Protestdemonstrationen gegen
            die Treuhandanstalt, deren Präsident, Detlev Karsten Rohwedder, inzwischen den zweifelhaften
            Ruf des bestgehassten Managers in Deutschland genoss.[3]  Die Treuhand sollte die ostdeutschen Betriebe möglichst schnell privatisieren und
            aus den Erlösen ihre Tätigkeit finanzieren, war aber mit dieser Aufgabe überfordert.
            Die Werke der Großchemie erwiesen in Gänze als unverkäuflich.
         

         Am 18. März 1991 lebten die Montagsdemonstrationen in Leipzig wieder auf und richteten
            sich nun gegen die Politik der Betriebsstilllegungen.[4]  Die Gewerkschaften erhöhten den Druck auf die Regierung und die Treuhand. Die Industriegewerkschaft
            Chemie-Papier-Keramik (IG CPK) organisierte am 19. März eine Großkundgebung »Arbeit und Zukunft« vor dem Haupteingang
            zur LEUNA-WERKE AG.[5]  Daran nahmen mehr als 20 000 Menschen, Werksangehörige und ihre Familien, teil. Die
            Stimmung war aufgeheizt, zumal aus der Treuhand Zahlen über die noch abzubauenden
            Arbeitsplätze nach außen gedrungen waren. Der Betriebsratsvorsitzende Wolfgang Weise
            brachte die Gemütslage der Belegschaft auf den Punkt, als er sagte, dass bisher nur
            Personalabbau stattgefunden habe, aber von der Treuhand keine Perspektiven für die
            Chemiebetriebe aufgezeigt worden seien. Der Vorsitzende der Industriegewerkschaft
            Chemie-Papier-Keramik, Hermann Rappe, appellierte an die Treuhand, künftig Privatisierungen
            »ruhig und besonnen vorzunehmen«.[6]  Er verlangte einen Kurswechsel in Richtung Sanierung vor Privatisierung.
         

         Die spätere Präsidentin der Treuhandanstalt, Birgit Breuel, zeigte sich von den Protesten
            beeindruckt und hielt dies in ihrem Tagebuch fest.[7]  Angesichts der Hiobsbotschaften aus dem Beitrittsgebiet herrschte in der Kanzlerrunde
            in Bonn Krisenstimmung.[8]  Ein Signal zum Umsteuern musste aus der Politik kommen. Bundeskanzler Helmut Kohl
            äußerte gegenüber dem Leiter der Abteilung Wirtschafts- und Finanzpolitik im Bundeskanzleramt
            Johannes Ludewig, den Wunsch nach einem Termin vor Ort.[9]  Ludewig verwies auf die bereits bestehenden Kontakte zur Buna AG in Schkopau. Aus
            Schkopau, einem kleinen Ort nahe Halle (Saale), liege eine Einladung vor.[10] 

         Als Helmut Kohl am Vormittag des 10. Mai 1991 in Schkopau eintraf, schwankte die Stimmung zwischen Bangen und Hoffen. Betriebsrätin Ingrid Häußler
            begrüßte ihn und appellierte: »Bitte enttäuschen Sie unser Vertrauen nicht.« Darauf
            Kohl: »Das ist für mich eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass ich dies versuche
            im Rahmen meiner Möglichkeiten.«[11]  Er wich vom Manuskript ab und gab anstelle einer unverbindlichen Erklärung de facto
            eine Bestandsgarantie für die Unternehmen des Chemiedreiecks. Der Schlüsselsatz lautete:
            »Ich werde alles tun, dass dieses Chemie-Dreieck erhalten bleibt und weiter ausgebaut
            wird.«[12]  Kohl wiederholte sein Versprechen sinngemäß am Nachmittag des 10. Mai vor Arbeitern
            der Chemie AG in Bitterfeld: »Der Standort des Chemiedreiecks in Mitteldeutschland
            bleibt. Wir werden etwas Vernünftiges daraus machen.«[13] 

         Während im korrigierten Redemanuskript noch stand, dass »Leuna, Buna, Bitterfeld und
            Wolfen als Produktionsstandorte erhalten bleiben«, fehlte im Bulletin der Bundesregierung
            vom 17. Mai 1991 diese Passage.[14]  Im öffentlichen Bewusstsein blieb aber die mündliche Rede ausschlaggebend und natürlich
            beriefen sich Landes- und Kommunalpolitiker, Gewerkschaftsfunktionäre und Betriebsräte
            in der Folgezeit immer wieder auf die »Standortgarantie«. Dies setzte die Treuhand
            unter Zugzwang.
         

         Bis zu den Demonstranten vor dem Rathaus in Halle, die am Nachmittag des 10. Mai auf
            den Kanzler warteten, um ihre Wut und Enttäuschung über den Niedergang der Wirtschaft
            und die drohenden Massenentlassungen herauszuschreien, hatte sich die Botschaft noch
            nicht herumgesprochen, oder sie wurde als Täuschungsmanöver empfunden.[15]  Die Situation geriet außer Kontrolle als der Kanzler mit Eiern beworfen wurde, kurzzeitig
            die Selbstbeherrschung verlor und er auf einen der Werfer, den 21-jährigen Jurastudenten Matthias Schipke, stellvertretender Vorsitzender
            der Jungsozialisten in Halle, zustürmte. Nur mit Mühe konnten seine Begleiter eine
            Schlägerei verhindern.[16]  »Da ich nicht die Absicht habe – wenn jemand vor mir steht und mich bewirft – davonzulaufen,
            bin ich eben auf die Menschen zu. Und da hat ein Gitter dazwischengestanden. Und das
            war von Nutzen“, erklärte Helmut Kohl später.[17]  Der »Eierwerfer von Halle« wurde verhaftet, blieb aber straffrei, da Kohl auf eine
            Anzeige verzichtete.[18] 

         Der Eierwurf wurde von Kommentatoren als ein symbolischer Wendepunkt für das Verhältnis
            zwischen dem »Kanzler der Einheit« und Teilen der ostdeutschen Bevölkerung betrachtet.
            Dabei geriet fast in Vergessenheit, dass mit dem »Kanzlerversprechen« am 10. Mai 1991
            auch die Weichen für die Zukunft der Chemieregion gestellt werden sollten. Die Anfänge
            einer Industriepolitik, die später unter dem Slogan »Erhalt von industriellen Kernen«
            subsummiert wurde, sind in den Krisenmonaten des Frühjahrs 1991 zu verorten.
         

         Die chemische Industrie und die Raffinerien wurden in der vorliegenden Studie als
            Untersuchungsgegenstand gewählt, weil es sich um Branchen mit großer volkswirtschaftlicher
            Bedeutung handelt. Auch gab es zwischen den wichtigsten Standorten der Chemieindustrie
            in West- und Ostdeutschland historische Bindungen, die bis Anfang des 20. Jahrhunderts
            zurückreichten und eng mit der Entstehungsgeschichte des sogenannten mitteldeutschen Chemiedreiecks verbunden waren.[19]  So waren bspw. die Ammoniakwerk Merseburg GmbH, besser bekannt unter dem Werksnamen
            Leuna, und die Stickstoffwerke Piesteritz, Gründungen der BASF AG, Ludwigshafen, bzw.
            der Bayerischen Stickstoffwerke AG, Troisdorf. Auch in den Jahrzehnten der deutschen
            Teilung rissen die Verbindungen zwischen den Betrieben sowie Kombinaten der chemischen
            Industrie der DDR und den westdeutschen Chemiekonzernen nicht ab. Es gab vielfältige
            Lieferbeziehungen, die vor allem in den 1970er-Jahren eine gewisse Dynamik entfalteten.
            Daher war nach dem Fall der Mauer, wenn auch nur für kurze Zeit, die Hoffnung unter
            den Belegschaften der ostdeutschen Chemiewerke groß, dass sich die westdeutschen Branchenriesen
            für komplette Standortübernahmen einsetzen würden. Als diese Erwartungen zerstoben,
            richteten sich die Blicke umso mehr auf die Politik und die Treuhand. Dabei zeigte
            sich in keiner anderen Branche so rasch und so deutlich, dass ihr ursprünglicher Auftrag,
            schnellstmöglich zu privatisieren und aus den Erlösen die eigene Tätigkeit, einschließlich
            der Sanierung von Betrieben, zu finanzieren, nicht annährend zu erfüllen war. Die
            chemische Industrie mutierte zum größten Problemkind der Treuhand.
         

         Auch wenn es nicht offen kommuniziert wurde, sah sich die Privatisierungsagentur aufgrund
            des öffentlichen Drucks seit dem Frühjahr 1991 gezwungen, in einem in der Geschichte
            der Bundesrepublik bisher beispiellosen Ausmaß sowohl Industriepolitik als auch die
            Sanierung von Umweltaltlasten zu betreiben. Wie passt dies zu dem in den Debatten
            um die Politik der Treuhand vorherrschenden Bild einer neoliberal denkenden und handelnden
            Behörde? Auf welche Widerstände stieß die Treuhand bei ihrem Kurswechsel und welche Akteure drängten auf den Erhalt »industrieller
            Kerne«? Wie beeinflussten die in den 1990er-Jahren weiter an Dynamik gewinnende Globalisierung
            und der am 7. Februar 1992 in Maastricht geschlossenen Vertrag über die Europäische
            Union (EU) den Transformationsprozess in der ostdeutschen Chemieindustrie?
         

         Abgesehen von der internationalen Dimension des Geschehens bestand ein wichtiges Anliegen
            des Treuhandprojekts des Instituts für Zeitgeschichte München–Berlin (IfZ) auch darin,
            die regionalen Spezifika der Privatisierungspolitik zu untersuchen. Diese Thematik
            wurde in den Publikationen von Wolf-Rüdiger Knoll über die Privatisierungspraxis in
            Brandenburg, von Eva Lütkemeyer über die Transformation der Werftindustrie in Mecklenburg-Vorpommern
            und von Dierk Hoffmann über den Mythos eines sächsischen Sonderwegs behandelt.[20]  In diesen Kontext ordnet sich auch die vorliegende Studie ein. Kein anderes ostdeutsches
            Bundesland war stärker von den Werken der Großchemie, mit ihren Zehntausenden von
            Arbeitsplätzen, geprägt als Sachsen-Anhalt. Die wirtschaftlichen Probleme des Landes
            waren in einem erheblichen Maße mit der Großchemie verknüpft.
         

         Wer die Schwierigkeiten des Transformationsprozesses in den 1990er-Jahren besser verstehen
            will, kommt nicht an einer Analyse des Zustands der DDR-Wirtschaft in den letzten
            Monaten ihrer Existenz vorbei. Allerdings birgt die Fixierung auf die Zeitenwende
            1989/90 die Gefahr, nur eine »Schlussbilanz« zu ziehen, und die längeren historischen
            Trends und Rahmenbedingungen, die zum Scheitern des planwirtschaftlichen Modells führten,
            außer Acht zu lassen. Daher werden im ersten Abschnitt des Buches die Herausbildung
            des mitteldeutschen Chemiedreiecks und dessen Spezifika, die Modernisierungsversuche
            in den 1960er- und 1970er-Jahren und die Kumulierung von wirtschaftlichen und ökologischen
            Problemen in den 1980er-Jahren behandelt.
         

         Die im März 1990 gegründete Treuhand sollte das »Unmögliche wagen« (Wolfram Fischer) und die gesamte Volkswirtschaft der DDR innerhalb von nur vier
            Jahren privatisieren.[21]  Die Einmaligkeit dieser Aufgabe wird von vielen Autoren hervorgehoben und mit dafür
            ins Feld geführt, dass die Arbeit der Treuhand von Beginn an von Irrtümern und Fehlern
            begleitet wurde. Sie verwaltete die von der Politik befeuerte »Illusion« (Wolfgang
            Seibel), dass ein neues Wirtschaftswunder möglich sei und der »Aufbau Ost« innerhalb
            einer kurzen Zeit bewältigt werden könne.[22]  Als sich diese Erwartungen erkennbar nicht einlösen ließen, und anstelle eines Aufschwungs
            nach der Einführung der D-Mark ab Juli 1990 die Talfahrt der ostdeutschen Wirtschaft
            einsetzte, diente die Treuhand der Politik als »Prellbock« (Dieter Grosser) und wurde
            später zur »erinnerungskulturellen Bad Bank des Ostens« (Constantin Goschler/Marcus
            Böick).[23] 

         Mit der ihr zugedachten Aufgabe der schnellen Privatisierung von mehr als 8500 Betrieben
            war die Treuhand von Anfang an überfordert, zumal ihr noch eine Reihe weiterer Aufgaben
            zuwuchsen. Die Privatisierungsagentur musste sich um die Regelung von komplizierten
            vermögensrechtlichen Fragen ebenso kümmern, wie um die Finanzierung von Sozialplänen
            und die Beseitigung von ökologischen Altlasten. Die These von der »überforderten Behörde«,
            die angesichts dieser Konstellationen ihren Auftrag nicht bzw. nur teilweise erfüllen
            konnte, hat daher weite Verbreitung gefunden (Andreas Rödder, Dierk Hoffmann).[24] 

         Die Vereinigungskrise erreichte mit der der Ermordung des Präsidenten der Treuhand,
            Detlev Karsten Rohwedder, am 1. April 1991 einen Kulminationspunkt. Danach wurde die
            Treuhand von der Politik in die Pflicht genommen, ihre bis dahin radikal verfolgte
            Privatisierungs- und Betriebsschließungsstrategie zu überdenken und sich in stärkerem
            Maße auch um die Sanierung ihrer Unternehmen zu kümmern. In einem besonderen Maße
            traf dies auf die Standorte der Großchemie zu. Die Anfänge der Politik zur Bewahrung von industriellen Kernen sind im Kanzlerversprechen
            zum Erhalt des mitteldeutschen Chemiedreiecks vom 10. Mai 1991 zu sehen.[25] 

         Warum hielten sich die westdeutschen Chemiekonzerne, die zu den Weltmarktführern gehörten
            und in den 1980er-Jahren große Gewinne erwirtschaftet hatten, mit Investitionen in
            Ostdeutschland zurück? Wie verlief der Kampf um die wenigen »Perlen« der Treuhand,
            darunter die größte und modernste ostdeutsche Raffinerie in Schwedt/Oder? Welche Intrigen
            spielten sich dabei in der Privatisierungsagentur ab? Wie kam es zur Initiierung des
            Großchemieprojekts und in welchem Verhältnis standen Schrumpfen, Stilllegungen und
            Neuinvestitionen? An welchen Punkten gab es Alternativen zu dem von der Treuhand eingeschlagenen
            industriepolitischen Kurs?
         

         Abschließend wird danach gefragt, wie die Privatisierungspolitik der Treuhand im Bereich
            der Großchemie und Raffinerien sowie der kleineren, konsumnahen Branchen mit dem Abstand
            von mehr als drei Jahrzehnten einzuschätzen ist. Hat sich dieser Kraftakt gelohnt
            oder wurden nur überlebte Strukturen mit viel Geld konserviert? Ist die lange Zeit
            dominierende Erzählung von der Deindustrialisierung Ostdeutschlands und den daraus
            resultierenden vielfältigen sozialen und mentalen Problemen im Licht der inzwischen
            vorliegenden Erkenntnisse über den Zustand der DDR-Wirtschaft und den Verlauf des
            Transformationsprozesses in den 1990er-Jahren noch zeitgemäß? Wie ordnet sich die
            Branchengeschichte in die Gesamtgeschichte der Treuhand ein? Und nicht zuletzt, welche Langzeitwirkungen
            hat der Transformationsprozess in den untersuchten Branchen bis heute?
         

         Ein Schwachpunkt vieler Darstellungen zur Geschichte der Treuhand besteht darin, dass
            zur Illustration der eigenen Thesen oft nur einzelne Privatisierungsfälle vorgestellt
            werden.[26]  Dies führt zu einseitigen Bewertungen. Im neunten Kapitel der Studie wird daher der
            Versuch unternommen, die Privatisierungsverläufe in wichtigen Zweigen der chemischen
            Industrie anhand der inzwischen frei zugänglichen Akten der Treuhand und anderer Quellen
            umfassend zu analysieren. Mit diesem Vorgehen wird die Basis für die Bewertung der
            Arbeit der Treuhand erweitert. Auch können bisher empirisch nicht hinreichend gestützte
            Thesen einer Prüfung unterzogen werden.
         

         Zum Verantwortungsbereich des Direktorats Chemie der Treuhand gehörten ab Sommer 1990
            17 Aktiengesellschaften und 205 GmbHs. All diese Unternehmen in den Blick zu nehmen,
            ist in einer Studie kaum möglich. Meine Branchenstudien beschränken sich daher auf
            die Unternehmen der Mineralölindustrie, Pharmazie, Kosmetik, Haushaltschemie und Düngemittelproduktion.
            Ausgeklammert bleiben die Betriebe der ehemaligen Kombinate Plast- und Elastverarbeitung
            Berlin sowie Chemieanlagenbau Grimma.[27]  Von ihren Profilen her sind sie nicht der chemischen Industrie zuzurechnen. Nicht
            behandelt werden auch die zum Chemiefaserkombinat Schwarza und zum Reifenkombinat
            Pneumant Fürstenwalde gehörenden Betriebe. Beide Branchen bilden einen Schwerpunkt
            in der Monografie von Wolf-Rüdiger Knoll.[28] 

         Bereits untersucht wurde die weitgehend gescheiterte Privatisierung der Klein- und
            Mittelbetriebe der Lacke- und Farbenindustrie.[29]  Zum gleichnamigen Kombinat gehörten zwölf Betriebe, 39 Produktionsstätten und weniger
            als 8000 Beschäftigte. Die Treuhand verfolgte anfangs die Idee einer Gesamtprivatisierung
            der Lacufa AG. Für einen Einzelkäufer war das Unternehmen jedoch zu heterogen und
            zu groß, seine Einzelbetriebe aber wiederum zu klein und nicht wettbewerbsfähig. Der
            Ökonom Horst Albach bewertet das Gesamtkonzept zur Privatisierung der Lacufa AG, deren
            Aufsichtsrat er angehörte, als »grundsätzlich falsch« und spricht von einem »Mortalitätsprozess«.[30]  Nur wenige Betriebe mit insgesamt wenigen Hundert Beschäftigten blieben übrig.
         

         Anzumerken ist, dass trotz des weitgehenden Scheiterns der Transformation der Betriebe
            der Lacke- und Farbenindustrie eines der erfolgreichsten Brandenburger Unternehmen
            ausgerechnet aus dieser Branche hervorging: die ORAFOL Europe GmbH in Oranienburg.
            Im April 1991 wurde die ORAFOL Klebetechnik GmbH im Zuge eines Management-Buy-in/Management-Buy-out-
            (MBI/MBO) Verfahrens privatisiert. Das Unternehmen produzierte selbstklebende grafische
            Produkte, Klebebandsysteme und reflektierende Materialien. Die neuen Eigentümer und
            Geschäftsführer Holger Loclair verpflichteten sich zu Investitionen in Höhe von 3,5 Millionen DM
            und zum Erhalt von 60 Arbeitsplätzen.[31]  Im Jahr 2019 setzte die ORAFOL-Gruppe mit 1080 Mitarbeitern in Oranienburg und 2500 Beschäftigten
            weltweit mehr als 620 Millionen Euro um.[32]  Es ist eine der erstaunlichsten Erfolgsgeschichten eines ostdeutschen Unternehmers
            nach der Einheit.
         

         Allein diese Geschichte zeigt bereits, dass eine Verengung des Blicks auf die frühen
            1990er-Jahre zu kurz greift. Der wirtschaftliche Transformationsprozess endete nicht
            mit der Ablösung der Treuhandanstalt durch die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte
            Sonderaufgaben (BvS) ab 1995. Die BvS hatte insbesondere im Bereich der chemischen
            Industrie noch vielfältige Aufgaben zu bewältigen. Dazu gehörte der Abschluss der Privatisierungen,
            die Kontrolle und Nachbesserung von Privatisierungsverträgen, die Wahrnehmung von
            Eigentümerfunktionen bei den noch immer zahlreichen in öffentlicher Hand befindlichen
            Unternehmen, die Altlastensanierung und anderes mehr. Der Untersuchungszeitraum endet
            daher in der vorliegenden Studie erst im Jahr 2000.
         

         Frühere Publikationen zur Geschichte der Treuhand beruhten vor allem auf der von der
            Anstalt selbst im Jahr 1994 herausgegebenen fünfzehnbändigen Dokumentation, Zeitungsartikeln
            und Zeitzeugeninterviews. Die Treuhanddokumentation enthält für die Forschung unverzichtbare
            Quellen, auch wenn sie eiligst und lückenhaft zusammengestellt wurden.[33]  Der Historiker Marcus Böick – er veröffentlichte im Jahr 2018 die bisher umfangreichste
            Studie zur Geschichte der Treuhand – hat neben Zeitzeugeninterviews mit ehemaligen
            Treuhandmitarbeitern vor allem diese Dokumentation genutzt, konnte damals aber noch
            keinen Einblick in die Akten der Anstalt nehmen.[34] 

         Für das vorliegende Buch wurden die inzwischen von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
            des Bundesarchivs noch während der Laufzeit des IfZ-Projekts erschlossenen Akten der
            Treuhand, insbesondere die Unterlagen des Vorstands, des Verwaltungsrats, des Leitungsausschusses
            sowie des Chemiedirektorats genutzt. In oft mühevoller Kleinarbeit wurden vom Bundesarchiv
            auf Nachfrage des Autors auch die Akten Dutzender kleinerer Betriebe, über deren Privatisierung
            oder Liquidation bisher kaum Informationen vorlagen, für die Nutzung vorbereitet.
            Damit konnte die Quellengrundlage für die Analyse des Privatisierungsgeschehens in
            einzelnen Zweigen der chemischen Industrie entscheidend erweitert werden.
         

         Die Treuhand verfügte in den ersten zwei Jahren ihrer Tätigkeit über außergewöhnlich
            große Handlungsspielräume. Trotzdem fanden tagtäglich Interaktionen mit den Bundesbehörden
            und Landesregierungen statt. Daher war eine Einsichtnahme in die für das Thema relevanten
            Akten des Bundeskanzleramts, des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) und des Bundesministeriums
            für Wirtschaft (BMWi) ebenso unverzichtbar, wie die Durchsicht der Bestände der Landesarchive
            von Sachsen-Anhalt und Brandenburg sowie des Sächsischen Staatsarchivs in Chemnitz
            und des Sächsischen Wirtschaftsarchivs in Leipzig. Die Aktivitäten großer westdeutscher
            Konzerne in den ostdeutschen Bundesländern, darunter BASF, Hoechst und Schering (heute
            Bayer-Pharma), konnten mithilfe der entsprechenden Unternehmensarchive analysiert
            werden.
         

         Wichtige Informationen und Quellen stammen aus zahlreichen Gesprächen mit Geschäftsführern
            von privatisierten Unternehmen und Infrastrukturgesellschaften. Die betrieblichen
            Unterlagen wurden zumeist erstmals für die historische Forschung freigegeben und gewährten
            tiefere Einblicke in Einzelfallentscheidungen, aber auch allgemeine wirtschaftliche
            Probleme in den 1990er-Jahren.
         

         Besonders reizvoll war die Auswertung der Tagebücher und Nachlässe zweier Treuhanddirektoren,
            die für die wichtigsten Privatisierungen in der chemischen Industrie und Mineralölindustrie
            die Verantwortung trugen: Hans-Peter Gundermann und Klaus Schucht. Sie verfolgten
            in erbitterter Konkurrenz zueinander unterschiedliche Strategien. Das konfliktträchtige
            Innenleben der Treuhand lässt sich anhand ihrer Aufzeichnungen gut illustrieren. Nicht
            zuletzt waren neben der Nutzung der genannten umfangreichen schriftlichen Quellen
            vor allem bei kleineren Unternehmen auch Zeitzeugeninterviews und Privatarchive eine
            wichtige Hilfe.
         

      

   
      
            I. DDR-Chemie: Vom Hoffnungsträger zum hoffnungslosen Fall?
            

         

         
            
               1. Die Anfänge der Grundstoff- und Spezialitätenchemie 
               

            

            Ein Pendant zum Ruhrgebiet, dem größten industriellen Ballungsraum in Deutschland,
               entstand Ende des 19. Jahrhunderts in Teilen der preußischen Provinz Sachsen (heute
               Sachsen-Anhalt) und im angrenzenden Nordwestsachsen. Anders als im durch eine polyzentrische
               Agglomeration geprägten Ruhrgebiet konzentrierte sich die industrielle Verdichtung
               auf zwei Städte und ihr weiteres Umland: Halle an der Saale und Leipzig an der Pleiße.
               Bis dahin war Leipzig in erster Linie eine bedeutende Handels- und Messestadt und
               Halle eine Kultur- und Universitätsstadt. Die industrielle Entwicklung beider nur
               rund 40 Kilometer voneinander entfernt liegender Zentren erhielt entscheidende Impulse
               durch die Erschließung nahe gelegener Braunkohlelagerstätten.[1]  Für den industriellen Verdichtungsraum zwischen Halle und Leipzig bürgerte sich der
               Begriff »mitteldeutsches Industrierevier« ein.[2] 

            Das erste große chemische Werk in Mitteldeutschland verdankte seine Gründung allerdings
               nicht der Braunkohle, sondern den Steinsalz- und Kalkstein-Vorkommen nahe Bernburg.
               In dieser Kleinstadt an der Saale errichtete die belgische Solvay AG 1882 eine Sodafabrik.[3]  Das Werk sollte die rasch wachsende Nachfrage der Textil- und Glasindustrie an Chemikalien
               zur Herstellung von Reinigungs- und Bleichmitteln bedienen.[4]  Der Solvay-Konzern baute sein Bernburger Werk zur weltweit größten Sodafabrik aus.[5] 

            Im benachbarten Staßfurt hatte die Industrialisierung noch eher begonnen. Dort nahm
               der preußische Staat 1851 das erste Kalibergwerk der Welt in Betrieb.[6]  Zehn Jahre später gründete der Chemiker Adolph Frank in Staßfurt die erste chemische
               Fabrik zur Herstellung von Chlorkalium.[7]  Nahezu zeitgleich kam es zu weiteren Gründungen von Unternehmen der Kalichemie. Zeitgenossen
               verglichen die durch die Kaligewinnung und Kalichemie ausgelöste wirtschaftliche Entwicklung
               Staßfurts um die Jahrhundertwende mit dem Goldrausch in Kalifornien.
            

            Die Gewinnung von Kalisalzen blieb noch bis zum Ende des Ersten Weltkriegs ein deutsches
               Monopol. Die Kalichemie stand also am Beginn der Entwicklung der Chemieindustrie in
               Mitteldeutschland. Später forcierte die DDR den Abbau des »weißen Goldes« und dehnte
               den Kalibergbau immer weiter aus.[8]  Die DDR war in den 1980er-Jahren hinter der Union der Sozialistischen Sowjetrepublik
               (UdSSR) und Kanada drittgrößter Kaliexporteur der Welt.[9] 

            Ein weiteres industrielles Erbe, das von der DDR bruchlos fortgeführt wurde, war die
               Produktion von Teer, Leichtölen und Kraftstoffen in Braunkohlenschwelereien. Diese
               waren ebenfalls ab Mitte des 19. Jahrhunderts gegründet worden.[10]  Die ausschließlich auf der Nutzung heimischer Braunkohle basierenden Anlagen belasteten
               mit ihren Abfällen in hohem Maße die Umwelt. Die DDR wollte sich von diesem industriellen
               Erbe trennen, hielt dann aber aufgrund ihrer wachsenden Auslandsverschuldung an der
               Weiternutzung der Schwelereien fest, um mehr Mineralölprodukte zulasten der heimischen
               Energiebilanz exportieren zu können. Mit der Braunkohlechemie verbunden waren auch
               Paraffinfabriken, die in der Nähe der genannten Schwelereien gegründet wurden. In
               Mitteldeutschland gehörten dazu Unternehmen in Webau, Köpsen und Gerstewitz.[11] 

            Ein weiterer Spezialzweig entstand mit der Gewinnung von Montanwachs. Dieser Grundstoff
               diente unter anderem zur Herstellung von Schuh- und Lederpflegemitteln. Als besonders
               geeignet für die Produktion von Montanwachs erwies sich die Braunkohle aus dem Revier
               Oberröblingen nahe Eisleben.[12]  Wie schon im Fall der Kalisalz- und Sodaproduzenten, kam es zur Ausbildung eines
               natürlichen Monopols.
            

            Die erste Montanwachsfabrik errichtete die Hamburger Firma Schliemann & Co. in Völpke
               im Jahr 1900. Wenige Jahre später nahm die A. Riebeck’sche Montanwerke AG, Halle,
               gleich drei Montanwachsfabriken im Revier Halle-Röblingen in Betrieb. Das Unternehmen
               gehörte zu den finanzstärksten Aktiengesellschaften im mitteldeutschen Industrierevier
               und verfügte in Amsdorf über die weltweit leistungsstärkste Anlage zur großtechnischen
               Gewinnung von Montanwachs.[13] 

            Vorweg genommen sei an dieser Stelle, dass die natürlichen Monopole bei der Produktion
               von Soda und Montanwachs den betreffenden Unternehmen nach der deutschen Einheit den
               Übergang zur Marktwirtschaft entscheidend erleichterten.
            

            Nicht nur auf den verschiedenen Gebieten der Kohlechemie (auch Carbochemie genannt),
               sondern auch in der Kosmetikindustrie entstanden hauptsächlich in Sachsen Unternehmen,
               die überregionale Bedeutung erlangten. Impulse für die industrielle Herstellung von
               ätherischen Ölen kamen aus dem Fernhandel. In der Messestadt Leipzig hatten weltweit
               operierende »Drogenhandlungen« ihren Sitz. Sie handelten mit Rohstoffen, die zur Fabrikation
               von Duft- und Aromastoffen und Parfümen benötigt wurden. Zu den wichtigsten Herstellern
               dieser Produkte gehörten die Firmen Schimmel & Co. sowie Heine & Co.[14]  Schimmel & Co. stieg zum weltweit führenden Unternehmen der Riechstoffindustrie auf.
               Das rasante Wachstum machte im Jahr 1900 den Neubau einer Fabrik in der Gemeinde Miltitz,
               nahe Leipzig, nötig.[15] 

            Ebenfalls in Leipzig begann 1884 der Vertrieb von Zelluloid. Carl Ernst Mey, Begründer
               des deutschen Versandhandels, wandte sich diesem neuen Produkt zu und ließ 1887 in
               Eilenburg ein Werk zur Produktion von Cellulosenitrat bauen. Dieser Grundstoff diente
               zur Herstellung von Zelluloid und Lacken – Produkte, die hauptsächlich für die Film-
               und Schallplattenherstellung verwendet wurden.[16]  Seit 1889 firmierte das Unternehmen als Deutsche Celluloid-Fabrik AG und später als
               Eilenburger Chemiewerk.
            

            Auch in Dresden etablierten sich Unternehmen der Kosmetikindustrie. Der Aufstieg zu
               einer weltbekannten Firma mit Fertigungsstätten in mehr als 20 Ländern gelang den
               Lingner-Werken, dank des von Karl August Lingner zwar nicht selbst erfundenen, aber
               sehr geschickt vermarkteten Mundwassers »Odol«.[17]  Fast zwei Drittel ihres Umsatzes erzielten die Lingner-Werke im Ausland. Eine weitere
               wichtige Innovation aus Dresden war die erste maschinell hergestellte und in Metalltuben
               abgefüllte Zahncreme »Chlorodont«. Die vom Apotheker und Chemiker Ottomar Heinsius von Mayenburg entwickelte und in den Leo-Werken produzierte Zahncreme gehörte
               zu den führenden europäischen Marken. Ihr Erfolg basierte auf einem cleveren Marketing,
               das Mayenburg mit Aufklärungskampagnen zur Mundhygiene kombinierte.[18] 

            In den sächsischen Kleinstädten Waldheim, Döbeln und Rothenkirchen siedelten sich
               ebenfalls Produzenten von Kosmetika an. Seit 1875 produzierte die von August Bergmann
               gegründete Parfümerie- und Feinseifenfabrik in Waldheim verschiedenste Kosmetika.[19]  Im Jahr 1920 ließ Bergmann das Warenzeichen »Florena« beim Reichspatentamt in München
               registrieren.[20]  Diese Marke sollte zu den ganz wenigen gehören, die nach dem Zweiten Weltkrieg in
               der DDR verblieben und eine große Bekanntheit erlangten.
            

            Zu den herausragenden Firmen der Branche gehörte die Rothenkirchen ansässige Londa
               GmbH, ab 1930 Teil der Franz Stöher AG. Mit der Marke »Wella« entwickelte sich das
               Unternehmen zum umsatzstärksten europäischen Produzenten von Haarpflegemitteln.
            

            Von den vorstehend nur kurz skizzierten Gründerjahren bis zum Ersten Weltkrieg vollzog
               sich ein entscheidender Wandel in der chemischen Industrie: die Schwerpunktverlagerung
               von den Schwer- zu den Feinchemikalien. Zur erstgenannten Gruppe gehören unter anderem
               Soda und Schwefelsäure, zur zweiten Gruppe Farbstoffe und Arzneimittel.[21]  Während die Produktion chemischer Grundstoffe nur relativ wenige theoretische Kenntnisse
               erforderte, waren diese für die Herstellung von Farbstoffen und Arzneimitteln unerlässlich.
               Dies wiederum hatte eine starke Annäherung von Industrie und Universitäten zur Folge.
            

         

         
            
               2. Genesis des mitteldeutschen Chemiedreiecks
               

            

            Der rasante Aufstieg der deutschen chemischen Industrie begann mit der Produktion
               von Anilinfarben. Aus den giftigen und übelriechenden Abfällen der Teerherstellung
               produzierte sie Farbstoffe, die schon bald die aus natürlichen Rohstoffen gewonnenen
               Farbstoffe verdrängten. Ihre Firmennamen verweisen auf diese Ursprünge: Farbenfabriken
               vorm. Friedrich Bayer & Co. AG (später Bayer AG), Leverkusen, Badische Anilin- und
               Sodafabrik AG (BASF), Ludwigshafen, Farbwerke Hoechst AG, vorm. Meister, Lucius &
               Brüning (Hoechst), Cassella Farbwerke Mainkur, Frankfurt am Main. Lediglich die Actien-Gesellschaft
               für Anilin-Fabrikation (AGFA) hatte ihren Stammsitz außerhalb der Rhein-Main-Region
               in Berlin eingerichtet. Die Bedeutung der Teerfarbenchemie bestand nicht nur in der
               Produktion von neuen und billigen Farbstoffen. Die Anilinfarben waren die ersten Erzeugnisse
               in der Geschichte der Menschheit, die auf synthetischem Wege hergestellt wurden.
            

            Auf vielfältigste Weise mit der Farbstoffindustrie verbunden war die Entwicklung der
               pharmazeutischen Industrie. Die Erfahrungen mit der Synthese von Farbstoffen führten
               zu der Erwartung, dass man auf ähnliche Weise auch Arzneimittel herstellen könne.[22]  Manchmal bildeten Farbstoffe den Ausgangspunkt für die Herstellung eines Medikaments.
               Die großen Farbstoffhersteller Hoechst und Bayer begannen daher auch mit der Produktion
               von pharmazeutischen Produkten und waren damit so erfolgreich, dass sie schon bald
               den Weltmarkt dominierten.
            

            Zwar wurden auch in Mitteldeutschland und Berlin zahlreiche pharmazeutische Unternehmen
               gegründet, aber nur wenige erlangten überregionale Bedeutung. Zu ihnen gehörten die
               Chemische Fabrik von Heyden AG in Radebeul, Dr. Madaus & Co. GmbH ebenfalls in Radebeul,
               die Sächsisches Serumwerk AG, Dresden, Dr. Byk AG Oranienburg, das Werk von Dr. Willmar
               Schwabe in Leipzig sowie Betriebsstätten der Schering AG in Berlin-Adlershof und Eberswalde.[23]  Vor dem Zweiten Weltkrieg entfielen nur rund 5 Prozent der pharmazeutischen Produktion
               des Deutschen Reiches auf diese und andere in Mitteldeutschland ansässige Hersteller.
               In der DDR sollte daher auf die pharmazeutische Industrie nur ein kleiner Anteil am
               Gesamtumsatz der chemischen Industrie entfallen, sehr im Unterschied zur Bundesrepublik
               Deutschland.
            

            Während Unternehmen der pharmazeutischen Industrie in Großstädten, oder zumindest
               in deren Nähe gegründet wurden, begann der Aufstieg der mitteldeutschen Großchemie
               in der Nähe von Braunkohlevorkommen. Zum ersten wichtigen Standort des später sogenannten
               Chemiedreiecks mit den Eckpunkten Bitterfeld-Halle-Merseburg entwickelten sich Unternehmensgründungen
               in Bitterfeld und Greppin (Wolfen). Familiäre Verbindungen zwischen Walther Rathenau,
               Direktor der Allgemeinen Elektricitäts-Gesellschaft (AEG), und Franz Oppenheim, Direktor
               der AGFA – zwei der bedeutendsten Berliner Industriellen –, beeinflussten die Standortfindung.
               Oppenheim bekam vom Gründer der AEG, Emil Rathenau, und von seinem Sohn Walther den
               entscheidenden Hinweis. Die AEG stand im Begriff, in Bitterfeld eine Leichtmetallfabrik
               zu bauen. Nahe Bitterfeld wurde die billigste Braunkohle in ganz Deutschland gefördert.
               Auch die gute Eisenbahnanbindung, preiswertes Bauland und niedrige Löhnen sprachen
               dafür, die Elektrochemische Werke GmbH dort anzusiedeln.[24]  Nur wenige Wochen später folgte die Konkurrenz in Gestalt der Chemischen Fabrik Griesheim
               und gründete in Bitterfeld die Chemische Fabrik Elektron AG.[25]  Dank dieser Unternehmen stieg Bitterfeld zum innovativen Zentrum der Leichtmetallproduktion
               und Chlorchemie auf.[26] 

            Die AGFA erwarb Bauland in den nahe gelegenen Dörfern Wolfen, Greppin und Thalheim,
               um dort 1894 eine Farbenfabrik zu bauen. In Berlin hatten dem Unternehmen dafür sowohl das Bauland als auch die staatlichen Genehmigungen
               gefehlt. Just in diese Zeit fiel die Hinwendung der AGFA zur Fotochemie, beginnend
               mit der Produktion von Filmentwicklern. Es folgte die Herstellung von Trockenplatten
               und Rollfilmen. Das dafür notwendige Zelluloid bezog die AGFA aus der bereits erwähnten
               Celluloidfabrik Eilenburg. Allerdings erwies sich Berlin-Treptow als Produktionsstandort
               angesichts zunehmender Luftverschmutzung als problematisch für die auf saubere Luft
               angewiesene Filmherstellung. Der um die Jahrhundertwende einsetzende Boom des Kinos,
               erfolgreiche eigene Forschungsarbeiten und nicht zuletzt die rasant wachsende Nachfrage
               nach Kinofilmen im Ausland veranlassten die AGFA-Direktion, in Konkurrenz mit dem
               amerikanischen Weltmarktführer Eastman Kodak zu treten, und eine neue Filmfabrik zu
               bauen. Für Wolfen sprachen die nahe gelegenen firmeneigenen Kohlengruben sowie der
               Bezug von Vorprodukten aus der Farbenfabrik. Nach knapp einem Jahr Bauzeit lief die
               Filmproduktion im Juli 1910 an.[27]  Die AGFA Filmfabrik Wolfen entwickelte sich in wenigen Jahren zur größten Filmfabrik
               Europas.[28]  Mit ihr wuchs die einstige 500-Seelen-Gemeinde Wolfen zu einer ganz von den AGFA-Fabriken
               dominierten Stadt, einschließlich vielfältiger Sozial- und Sporteinrichtungen sowie
               Werkswohnungen.
            

            Mit den Ansiedlungen von Unternehmen der Großchemie in Bitterfeld und Wolfen verschob
               sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts der Schwerpunkt der Branche weg vom Landkreis
               Bernburg hin zur Region um Halle. Dies änderte zunächst nur wenig an der Dominanz
               der älteren Chemiestandorte an Rhein und Main.
            

            Stärker in den Fokus als Standort für die Großchemie rückte das mitteldeutsche Industrierevier
               während des Ersten Weltkriegs. Die Region lag fernab der Fronten. Erst die kriegswirtschaftlichen
               Investitionen begründeten das mitteldeutsche Chemiedreieck. Auch in Bayern entstand
               während des Ersten Weltkriegs, begünstigt durch bereits vorhandene Wasserkraftwerke, in der dünn besiedelten Region zwischen Trostberg, Töging am Inn
               und Burghausen an der Salzach ein Chemiedreieck.[29] 

            Mit dem staatlich geförderten Aufbau von Anlagen zur Düngemittelproduktion sollte
               die Lebensmittelkrise im Kaiserreich gemindert werden. Zwei konkurrierende Verfahren
               für die Synthese von Ammoniak kamen zur Anwendung: das Kalkstickstoffverfahren der
               Bayerische Stickstoffwerke AG, Trostberg, und das Haber-Bosch-Verfahren der BASF,
               Ludwigshafen. Nachdem die Bayerische Stickstoffwerke AG (ab 1978 SKW Trostberg AG)
               bereits in Trostberg ein Werk gebaut hatte, errichtete das Unternehmen in Piesteritz,
               nahe der Lutherstadt Wittenberg, 1915 ein zweites Kalkstickstoffwerk. Ausgangsstoff
               war Karbid, das in acht Öfen gewonnen wurde.
            

            Der Volkswirt Walter Eucken, Begründer der Freiburger Schule des Ordoliberalismus
               und einer der Vordenker der sozialen Marktwirtschaft, spricht in seiner Habilitationsschrift
               von den Besonderheiten des Vertrags, da das Werk in das Eigentum des Reiches überging,
               das damit auch das Risiko des Unternehmens zu tragen hatte.[30]  Die Bayerischen Stickstoffwerke erhielten eine Beteiligung am Gewinn und mussten
               im Gegenzug alle Patentrechte, Lizenzen usw. für die Zwecke dieses Betriebes zur Verfügung
               stellen. Die Errichtung des Stickstoffwerks war primär ein politisches Projekt und
               veränderte in der Folgezeit die Wirtschafts- und Sozialstruktur der Lutherstadt Wittenberg
               einschneidend.[31]  Im Jahr 1920 wurden die Reichsstickstoffwerke privatisiert und firmierten fortan
               unter Mitteldeutsche Stickstoffwerke AG. Die Erzeugung von Ammoniak auf Basis von
               Kalkstickstoff wurde in Piesteritz eingestellt, da sich das Haber-Bosch-Verfahren
               als leistungsfähiger erwiesen hatte. Das Piesteritzer Werk spezialisierte sich auf
               die Herstellung von Phosphordüngern, hochkonzentrierter Salpetersäure und Karbid.[32]  Diese Produktionen beruhten auf dem Einsatz einheimischer Rohstoffe: Koks, Kalk und mineralische Phosphate.
            

            Später wurde das Piesteritzer Werk an die Bayerische Stickstoffwerke AG – inzwischen
               Teil der Vereinigte Industrieunternehmungen AG (VIAG) des Reiches – verpachtet und
               1933 Teil dieses Unternehmens. Damit kam es zu einer Verknüpfung des »bayerischen«
               mit dem »mitteldeutschen Chemiedreieck«. Dies zu erwähnen ist wichtig, da SKW Trostberg
               nach der deutschen Einheit wieder in Piesteritz aktiv wurde. Auch das größte im »bayerischen
               Chemiedreieck« ansässige Unternehmen, die Wacker Chemie AG, Burghausen, bemühte sich
               in den 1990er-Jahren um den Erwerb eines Chemiewerks im sächsischen Nünchritz und
               baute den Standort erfolgreich aus. Auf beide Fälle wird später noch einzugehen sein.
            

            Kehren wir zur Chronologie zurück. Nicht nur die Bayerische Stickstoffwerke AG entdeckte
               den mitteldeutschen Raum für die kriegswichtige Produktion von Düngemitteln und Salpetersäure,
               sondern auch die BASF. Bereits im Dezember 1914 hatten der Konzern und das Kriegsministerium
               einen Vertrag zum Bau einer Salpetersäurefabrik in Oppau geschlossen. Ursprünglich
               sollte diese Anlage noch erweitert werden, doch auf Anregung von Fritz Haber, der
               als Chemiesachverständiger im Kriegsministerium fungierte, und nach einem französischen
               Luftangriff im Frühjahr 1915 auf das Werk in Oppau, entschloss sich der Vorstand der
               BASF, bei Leuna ein neues Werk, weitgehend finanziert vom Reich, zu bauen.[33] 

            Nach der Fertigstellung der dritten Ausbaustufe Ende 1922 bot das Leuna-Werk ein imposantes
               Bild. Es hatte einschließlich des Rangierbahnhofs eine Längenausdehnung von 4,5 Kilometer
               und eine größte Breite von 1 Kilometer, die sich auf 2,1 Kilometer erhöht, wenn man
               noch die bis zur Saale sich erstreckende Wohnkolonie Neu-Rössen hinzurechnet.[34] 

            Die BASF sicherte sich verschiedene nahe gelegene Braunkohlegruben. Die ankommende
               Braunkohle – 210 Waggons pro Tag – wurde in vier Tiefbunkern entleert und aus diesen
               durch Förderwagen in die oberhalb der Dampfkessel gelegenen Bunker gebracht. Sieben
               Kesselhäuser wurden nahe der Hauptverbrauchsstellen des Dampfes errichtet. Ein großer
               Teil des Hochdruckdampfes diente der Gewinnung von elektrischer Energie. Da über den
               Kesseln auch noch die Bunkeranlagen angeordnet waren, erreichten die Kesselhäuser
               die imposante Höhe von 32 Metern. Die Kesselhäuser, die sich über eine Wegelänge von
               1,7 Kilometer erstreckten, waren miteinander durch Leitungen verbunden. Näherte sich
               ein Besucher dem Werk von Osten her, so erblickte er ihre Reihe als eine ununterbrochene
               gewaltige Mauer, die von 13 Schornsteinen mit ungefähr 120 Metern Höhe überragt wurde.[35]  Von den Zeitgenossen wurde das Leuna-Werk daher als eine »Hochburg der Technik« gefeiert.[36] 

            Im Verlauf des Ersten Weltkriegs stieg auch der Bedarf an Treibstoffen für die Kriegsmarine.
               Chemiker entwickelten einen Hydrierprozess zur Gewinnung von Tetralin, aus Steinkohlenteer
               gewonnener Kohlenwasserstoff. Daraufhin wurde die Tetralin-Werke GmbH, die spätere
               Deutsche Hydrierwerke AG, gegründet und ein Werk in Rodleben gebaut.[37] 

            Das nationalsozialistische Regime knüpfte an die geschilderten Technologien an und
               setzte mit Programmen zur Autarkie und Aufrüstung auf eine bevorzugte Ansiedlung im
               mitteldeutschen Raum.[38]  Etwa die Hälfte der Investitionen der I. G. Farbenindustrie AG – der Konzern war
               1925/26 durch den Zusammenschluss der größten deutschen Chemiewerke entstanden – entfiel
               zwischen 1933 und 1944 auf ihre Werke in Mitteldeutschland.[39]  Deren gewachsener Stellenwert spiegelte sich auch in der divisionalen und regionalen
               Organisationsstruktur der I. G. Farben wider. Die Filmfabrik Wolfen fungierte als
               Leitwerk der Sparte III und war damit für die gesamte Produktion von Filmen, Fasern, Zellwolle und weiteren Produkten
               des Konzerns weit über Mitteldeutschland hinaus verantwortlich. Der Filmfabrik wurden
               Werke in Bobingen, Dormagen, München, Leverkusen, Rottweil, Berlin und Premnitz zugeordnet.[40]  Nicht nur mit Blick auf die Sparte III der I. G. Farben, sondern insbesondere durch
               den weiteren Ausbau des Leuna-Werkes, den Bau des ersten Synthesekautschukwerks in
               Schkopau und den Neubau mehrerer großer Werke zur Treibstoffproduktion aus Braunkohle,
               entstand im Zuge der Aufrüstung ein dritter großer Ballungsraum der Chemieproduktion
               im Deutschen Reich.
            

            Die mit Abstand größten Produktionskapazitäten für Treibstoffe, vor allem Flugbenzin,
               wurden von der I. G. Farben in Leuna errichtet. Von der Braunkohle-Benzin AG (Brabag) –
               eine im Oktober 1934 auf Weisung des Reichswirtschaftsministers gebildete Pflichtgemeinschaft
               von zehn Braunkohleproduzenten – wurden drei Hydrierwerke in Böhlen, Magdeburg und
               Zeitz gebaut.[41]  Diese nutzten das Hydrierverfahren der I. G. Farben. Außerdem begann die Wintershall
               AG, Kassel, in Lützkendorf mit dem Bau einer Hydrieranlage, nachdem das Unternehmen
               dort bereits mit der Errichtung einer Fischer-Tropsch-Anlage zur Treibstoffproduktion
               und einer Schmierölanlage begonnen hatte.[42]  Eine weitere, wesentlich größere Fischer-Tropsch-Anlage – mit dieser Technologie
               konnten im Unterschied zur Hydriertechnologie der I. G. Farben neben Kraft- und Schmierstoffen
               auch Chemierohstoffe gewonnen werden – baute die Brabag in Schwarzheide. Mit diesen
               Werken war der mitteldeutsche Raum während des Krieges überproportional an der deutschen
               Treibstoffversorgung beteiligt.[43] 

            Neben der Produktion von Benzin aus Kohle war die Herstellung von Synthesekautschuk
               von herausragender Bedeutung für die Kriegswirtschaft. Auf der Grundlage neuer Verfahren wurde 1936 mit dem Bau eines ersten
               Buna-Werks in Schkopau, in der Nähe von Merseburg, begonnen. Zu den Autarkieprojekten
               gehörte ebenfalls die Errichtung von Gipsschwefelsäureanlagen in der Farbenfabrik
               Wolfen und einer weiteren Anlage in Coswig (Anhalt). Damit sollte die deutsche Industrie
               unabhängig von Importen schwefelhaltiger Rohstoffe werden.[44] 

            Infolge der genannten Investitionen verschoben sich die regionalen Schwerpunkte der
               Chemieproduktion. Die »jungen« mitteldeutschen Standorte gewannen auf Kosten der »älteren«
               Standorte an Rhein und Main.
            

            Die in der Tabelle auf der nächsten Seite genannten Unternehmen produzierten nicht
               nur mit neuen Verfahren strategisch wichtige Erzeugnisse – darunter Ammoniak, Magnesium,
               Methanol, Treibstoffe und Synthesekautschuk –, sondern waren auch in konsumnahen Gebieten
               innovativ. Dem Hydrierwerk Rodleben gelang 1928 die weltweit erste kommerzielle Herstellung
               von Fettalkoholen durch Hydrierung, die AGFA produzierte in Wolfen 1934 die erste
               vollsynthetische Faser, entwickelte zwei Jahre später ein universelles Colorfilmverfahren
               und war auch bei der Entwicklung von Magnetbändern führend, die Ammoniakwerk Merseburg
               GmbH (Leuna) nahm 1942 die weltweit erste Großanlage zur industriellen Herstellung
               von Caprolactam, einem Vorprodukt für die Chemiefaserindustrie, in Betrieb.
            

            Aufrüstung- und Kriegswirtschaft führten dazu, dass im mitteldeutschen Industrierevier
               nahezu ein Viertel aller in der chemischen Industrie Beschäftigten tätig war.[45]  Damit hatte sich die Region noch vor dem rheinisch-westfälischen Industriegebiet
               und der Rhein-Main-Region zum größten deutschen Chemierevier, gemessen an der Beschäftigtenzahl,
               entwickelt. Die Neubauprojekte in Mitteldeutschland wurden daher in Ludwigshafen,
               Leverkusen und Frankfurt am Main mit gemischten Gefühlen gesehen.[46] 

            
               Hauptstandorte der chemischen Industrie im mitteldeutschen Industrierevier 
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                           Standort
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                           wichtigste Produkte

                        
                     

                     
                        	
                           Deutsche Solvay AG

                        
                        	
                           Bernburg

                        
                        	
                           1880

                        
                        	
                           Soda

                        
                     

                     
                        	
                           Deutsche Celluloid AG

                        
                        	
                           Eilenburg

                        
                        	
                           1887

                        
                        	
                           Cellulosenitrat, Celluloid

                        
                     

                     
                        	
                           Elektrochemische Werke

                        
                        	
                           Bitterfeld

                        
                        	
                           1894

                        
                        	
                           Leichtmetall, Kunststoffe

                        
                     

                     
                        	
                           Elektron AG

                        
                        	
                           Bitterfeld
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                           Leichtmetall, Kunststoffe

                        
                     

                     
                        	
                           AGFA-Farbenfabrik

                        
                        	
                           Wolfen

                        
                        	
                           1894

                        
                        	
                           Farbstoffe, Düngemittel

                        
                     

                     
                        	
                           AGFA-Filmfabrik

                        
                        	
                           Wolfen

                        
                        	
                           1909

                        
                        	
                           Fotofilme, Chemiefasern

                        
                     

                     
                        	
                           Bayerische Stickstoffwerke

                        
                        	
                           Piesteritz

                        
                        	
                           1915

                        
                        	
                           Kalkstickstoff

                        
                     

                     
                        	
                           Ammoniakwerk Merseburg

                        
                        	
                           Leuna

                        
                        	
                           1916

                        
                        	
                           Ammoniak, Treibstoffe

                        
                     

                     
                        	
                           Deutsches Hydrierwerk

                        
                        	
                           Rodleben

                        
                        	
                           1916

                        
                        	
                           Tetralin, Fettalkohol

                        
                     

                     
                        	
                           BRABAG-Hydrierwerk

                        
                        	
                           Böhlen
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                           Treibstoffe
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                           Magdeburg
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                           Treibstoffe

                        
                     

                     
                        	
                           BRABAG-Hydrierwerk

                        
                        	
                           Schwarzheide

                        
                        	
                           1936

                        
                        	
                           Treibstoffe

                        
                     

                     
                        	
                           Wintershall-Schmierölwerk

                        
                        	
                           Lützkendorf

                        
                        	
                           1936

                        
                        	
                           Schmieröl, Treibstoffe

                        
                     

                     
                        	
                           BRABAG-Hydrierwerk

                        
                        	
                           Zeitz

                        
                        	
                           1937

                        
                        	
                           Treibstoffe
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                           Synthetischer Kautschuk
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                           Coswig (Anhalt)

                        
                        	
                           1937
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            Bei der Analyse der vorstehenden Tabelle fällt auf, dass es sich bei den genannten
               Werken in allen Fällen um Tochterunternehmen handelte. Ihre Stammhäuser und auch die
               Forschungsabteilungen befanden sich in den alten Zentren der chemischen Industrie
               oder im Ausland.
            

            Die Autarkie- und Kriegswirtschaft des nationalsozialistischen Regimes hatte lange
               nachwirkende strukturelle Konsequenzen für die chemische Industrie und Mineralölwirtschaft.
               Sie führte zu einer Auseinanderentwicklung von Grundstoffchemie und höherveredelter Chemie. In den Werken des
               Chemiedreiecks wurden vor allem Grundstoffe, Düngemittel, Synthesekautschuk sowie
               Foto- und Kinofilme produziert.[47]  Wenig entwickelt war hingegen die Produktion von Pharmazeutika, Lacken und Farben,
               Kunststoffen, Farbstoffen und Haushaltschemikalien.[48]  Solange Deutschland ungeteilt war, fielen diese Disparitäten nicht ins Gewicht. Die
               Zerreißung der überregionalen Arbeitsteilung und Einschränkung der Austauschbeziehungen
               zwischen den Chemiestandorten hatte dann aber nach 1945 erhebliche negative Folgen
               für den Osten.
            

            Alle großen Chemiebetriebe in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ), darunter sämtliche
               Werke der I. G. Farbenindustrie AG, wurden nach Kriegsende von sowjetischen Einheiten
               besetzt. Ein Teil der Anlagen wurde demontiert. Ab Mitte 1946 wurde sämtliche Werke
               der Großchemie als Reparationsleistung in Sowjetische Aktiengesellschaften (SAG) überführt.
               Nicht nur die Werke der Großchemie wurden verstaatlicht, sondern auch ein großer Teil
               der mittelständischen Betriebe. Viele Inhaber flüchteten und verlegten die Firmensitze
               in den Westen. Mit ihnen wanderten kaum ersetzbares Fachwissen und auch die international
               bekanntesten Markennamen ab. Dies betraf unter anderem Marken aus der Kosmetik- und
               Waschmittelindustrie, wie »Wella«, »Odol« und »Persil«.
            

            Eine Zeit lang gab es noch einen Markendualismus in beiden deutschen Staaten. So wurden
               bspw. das Waschmittel »Persil« und das Mundwasser »Odol« sowohl in der Bundesrepublik
               Deutschland als auch in der DDR produziert und vertrieben. Doch je eher westdeutsche
               Unternehmen auf die internationalen Märkte zurückkehrten, desto energischer erstritten
               sie die Rechte an den gut eingeführten Marken und Warenzeichen. Die konsumnahe Chemie
               der DDR konnte daher auf den Westmärkten nur noch No-name-Produkte anbieten. Dies
               fiel aus Sicht der Wirtschaftsplaner nicht sonderlich ins Gewicht, da der Export inzwischen ganz überwiegend in die osteuropäischen Länder gelenkt wurde. Zudem blieben
               Qualität und Verpackung der Konsumchemie hinter den internationalen Standards zurück.
            

            Nur in wenigen Fällen kämpften DDR-Betriebe ausdauernd um die Bewahrung von Markenrechten.
               Das bekannteste Beispiel dafür war der VEB Film- und Chemiefaserwerk Agfa Wolfen.
               Auf diesen Betrieb entfielen vor dem Zweiten Weltkrieg fast 90 Prozent der gesamten
               deutschen Fotofilmproduktion.[49]  Kriegs- und Teilungsfolgen, vor allem die Mitnahme fast aller Manager und Wissenschaftler
               durch die Amerikaner im Juni 1945, schwächten den Betrieb. Kleinere Produzenten in
               Westdeutschland gewannen Marktanteile und in Leverkusen hatte die Agfa mit Erlaubnis
               der britischen Besatzungsbehörden bereits 1947 mit dem Aufbau einer neuen Rohfilmfabrik
               begonnen, um die Wolfener Kapazitäten zu ersetzen. Auf längere Zeit war Agfa Aktiengesellschaft
               für Photofabrikation in Leverkusen jedoch noch auf Rohfilmbezüge aus Wolfen angewiesen,
               um die rasch wachsende Nachfrage im In- und Ausland befriedigen zu können. Da auch
               der Wolfener Betrieb die Agfa-Warenzeichen nutzte, entbrannte ein heftiger »Bruderkampf«.
               Trotz starker politscher Widerstände in beiden deutschen Staaten schlossen die Agfa
               AG Leverkusen und der VEB Film- und Chemiefaserwerk Agfa Wolfen im April 1956 einen
               Grundsatzvertrag, der die gemeinsame Nutzung der weltbekannten Warenzeichen regelte.
               Wolfen konnte auch weiterhin Rohstoffe von Werken der Bayer AG, der Muttergesellschaft
               der Agfa, beziehen und Leverkusen konnte mit Filmen aus Wolfen seine Position auf
               den internationalen Märkten stärken. Es blieb eine »Ehe auf Zeit«. Leverkusen erweiterte
               seine Produktionskapazitäten und Wolfen begann in der DDR eine eigene Rohstoffbasis
               für die Filmproduktion auszubauen und bereitete die Einführung des neuen Warenzeichens
               »Original Wolfen« (ORWO) vor. Die Vertragsbeziehungen endeten im April 1964. Wolfen
               verkaufte die letzten dem VEB noch verbliebenen Agfa-Warenzeichen an Leverkusen und
               etablierte, anfangs mit einigem Erfolg, die Marke ORWO international. Mit der technologischen Entwicklung in der fotochemischen
               Industrie konnte ORWO jedoch immer weniger mithalten und wurde weitgehend von den
               Westmärkten verdrängt. Inzwischen hatten sich Konzentrationstendenzen durchgesetzt,
               sodass nur noch vier große Hersteller – Kodak, Fuij, Konica und Agfa-Gevaert – den
               Weltmarkt beherrschten.[50]  Auf dem nunmehr oligopolistisch strukturierten Rohfilmmarkt war kein Platz mehr für
               ORWO. Der VEB konnte daher den größten Teil seiner Exporte nur noch in der Sowjetunion
               realisieren.
            

            In den weniger innovativen Zweigen der Grundstoffchemie wurden Autarkieprojekte fortgesetzt.
               Dies betraf den Wiederaufbau der Gipsschwefelsäurefabrik in Wolfen und den Neubau
               einer Gipsschwefelsäurefabrik in Coswig (Anhalt).[51]  Weitere Vorhaben, die diesem autarkistischen Ansatz unter den spezifischen Bedingungen
               der deutschen Teilung zuzuordnen sind, stellten die Gründung des VEB Jenapharm 1950
               und ein 1958 vom Politbüro des ZK der SED beschlossenes Programm zur »Unabhängigmachung
               der fotochemischen Industrie von Zulieferungen aus der BRD« dar.[52]  Während es im Fall von Jenapharm darum ging, eine Mindestversorgung der Bevölkerung
               mit Arzneimitteln, vor allem Penicillin, zu sichern, sollte die Filmfabrik Wolfen,
               wie bereits erwähnt, unabhängig von den Rohstoffbezügen aus dem Bayer-Konzern werden.
            

            Infolge hoher Demontageverluste, der teils erzwungenen, teils bewusst fortgesetzten
               Autarkiepolitik und dem weitgehenden Wechsel der Außenhandelspartner fiel die chemische
               Industrie der DDR im ersten Nachkriegsjahrzehnt gegenüber der westdeutschen Chemieindustrie
               zurück. Dementsprechend sank ihr Anteil an der (nunmehr nur noch fiktiven) gesamtdeutschen
               Erzeugung. Der Bilanzierungsausschuss des Forschungsbeirats für Fragen der Wiedervereinigung
               Deutschlands – ein Gremium, das dem westdeutschen Bundesministerium für gesamtdeutsche
               Fragen zuarbeitete – zeichnete von dieser Entwicklung ein klares Bild.[53]  In allen Sparten der Grundchemie, mit Ausnahme der Karbidproduktion, war der DDR-Anteil
               an der gesamtdeutschen Erzeugung gesunken.[54]  Die westdeutsche Chemieindustrie hatte Engpässe bei Grundchemikalien, Düngemitteln
               und Synthesekautschuk durch den Neubau bzw. die Erweiterung von Anlagen überwunden
               und war nicht mehr auf Bezüge aus dem Osten angewiesen.
            

            Noch schwerer als die quantitativen Rückstände fiel auf längere Sicht die nachlassende
               Innovationsfähigkeit der DDR-Chemie ins Gewicht. Ein typisches Beispiel schilderte
               der Leiter der Leunaer Harnstofffabrik Reinhold Frick. Gemeinsam mit seinen Kollegen
               hatte er ein Verfahren zur Produktion von Melamin – Ausgangsstoff für die Herstellung
               von Harzen – aus Harnstoff erarbeitet. Leuna hatte die Chance, eine der weltweit ersten
               Großanlagen für die Melamin-Herstellung zu bauen. Doch die Entscheidung über eine
               entsprechende Investition lag nicht bei der Werkleitung, sondern bei den übergeordneten
               wirtschaftsleitenden Stellen. Frick beschwerte sich bei Walter Ulbricht:
            

            
               »Ich betrachte mich im Rennen der Chemie durchaus als guten Jockey. Aber der beste
                  Jockey kann kein Rennen gewinnen mit einem lahmen Gaul. Dazu braucht es ein schnelles
                  und wendiges Pferd. Und das fehlt uns. […] Ich habe es dutzende Male erlebt, dass
                  ich klar den Weg erkannte, der zu gehen ist. Ich habe die Sache mit meinen Ingenieuren
                  durchgesprochen, skizziert und gezeichnet. Aber ehe es erprobt werden konnte, flatterte
                  mir eine amerikanische oder westdeutsche Patentanmeldung auf den Schreibtisch, die
                  haarscharf gerade das aussagte, war mir auch klar war, nur noch nicht experimentell
                  erprobt werden konnte. Es dürfte wohl einleuchtend sein, dass solche Rückschläge nicht
                  dazu dienen, die Arbeitsfreude und den Forscherdrang zu erhöhen. Wenn ein guter Jockey,
                  um im Bild zu bleiben, alles versucht, mit dem anvertrauten Gaul, aber die Mähre läuft
                  eben nicht, dann verliert er eben die Lust. Er kann dann zweierlei machen. Entweder
                  resignierte er und stumpft ab, bis ihm alles gleichgültig ist, oder bei entsprechendem Betätigungsdrang sucht
                  er sich einen anderen Rennstall, der bessere Pferde zur Verfügung stellt.«[55] 

            

            Frick sprach es deutlich an, die Innovationsbarrieren des planwirtschaftlichen Systems
               und die politischen Verhältnisse hinderten das Leuna-Werk daran, technologisch wieder
               nach vorn zu kommen. Bis Mitte der 1950er-Jahre verließen rund drei Viertel aller
               Chemiker und Ingenieure das Werk. Ungefähr die Hälfte von ihnen ging nach Westdeutschland.[56]  Dieser intellektuelle Aderlass war nicht zu kompensieren.
            

            Die Investitionen in der chemischen Industrie der DDR blieben in den 1950er-Jahren
               weit hinter dem Ersatz- und Modernisierungsbedarf der Branche zurück. Der Direktor
               des Leuna-Werks, Wolfgang Schirmer, schrieb dazu an den Minister für Schwerindustrie,
               Fritz Selbmann:
            

            
               »Bis 1954 wurde die Entwicklung der chemischen Industrie stark vernachlässigt. Die
                  Generalreparaturen und Ersatzinvestitionen betrugen nur einen Bruchteil der Amortisationen,
                  so dass kein wirklich planmäßiger Aufbau der bestehenden Anlagen stattfand. Durch
                  diese Entwicklung wurde der Ausbau der chemischen Industrie außerordentlich gehemmt,
                  so dass ein Rückstand eingetreten ist, der auch in wenigen Jahren nicht mehr aufgeholt
                  werden kann. Ich schätze den in unseren technischen Ausrüstungen eingetretenen Rückstand
                  auf etwa 15 Jahre.«[57] 

            

            Selbst wenn Schirmer die Situation etwas zu schwarz malte, um den Entscheidungsinstanzen
               in Berlin – dem Ministerium für Industrie und der Staatlichen Plankommission – den
               dringenden Bedarf an Investitionen vor Augen zu führen, konnte doch kein Zweifel daran
               bestehen, dass die chemische Industrie von der Substanz zehrte. Die SED-Führung reagierte
               auf die Notrufe und initiierte, beflügelt von der »Sputnik-Euphorie« und sowjetischen
               Hilfszusagen, ein Modernisierungsprogramm.
            

         

         
            
               3. Das Chemieprogramm: Ein Modernisierungsversuch aus eigener Kraft
               

            

            Anfang November 1958 fand im Kulturhaus des VEB Leuna-Werke »Walter Ulbricht« eine
               mehrtägige Konferenz der wichtigsten Partei- und Staatsfunktionäre mit den Direktoren
               der großen Chemiewerke und angesehenen Wissenschaftlern und Ingenieuren statt. Unter
               der Überschrift »Chemie gibt Brot, Wohlstand und Schönheit« wurde ein ambitioniertes
               Programm verabschiedet.[58] 

            Mit Investitionen in die chemische Industrie, den Flugzeugbau, den Maschinenbau und
               den Bau von Kernkraftwerken wollte die SED-Führung unter Walter Ulbricht die DDR zum
               Hightech-Land des Ostblocks entwickeln und im Systemwettstreit mit der Bundesrepublik
               Deutschland bestehen.[59]  Die Voraussetzungen für die ambitionierte Strategie schienen günstig zu sein. Der
               Wiederaufbau war abgeschlossen und ein weitgehend autarker Markt im Ostblock entstanden,
               auf dem Investitions- und Konsumgüter aus der DDR – Eisenbahnwagen, Hochseeschiffe,
               Zementwerke, Kräne, Werkzeugmaschinen, optische Geräte und Textilien – in großen Serien
               nachgefragt wurden. Die Sowjetunion musste schon aus geopolitischen Gründen daran
               interessiert sein, die DDR zum Schaufenster des Ostblocks auszubauen. Daher rechnete
               Ulbricht mit wachsenden Rohstofflieferungen.
            

            Hauptziel des Chemieprogramms war die Verdoppelung der Chemieproduktion innerhalb
               von nur sieben Jahren, wobei die Erzeugung von synthetischen Fasern und Kunststoffen
               besonders stark wachsen sollte. Die neuen Fasern und die »Plaste und Elaste« sollten
               eine bunte neue Warenwelt begründen.[60] 

            Wichtigste Vorhaben waren die Beteiligung der DDR am Bau der Erdölleitung »Freundschaft«
               (»Druschba«), die von der Sowjetunion in die europäischen Mitgliedsländer des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)
               führte, der Bau eines petrochemischen Werks in Schwedt an der Oder sowie eines zweiten
               petrochemischen Komplexes in Leuna und eines Chemiefaserwerkes in Guben.
            

            Mit den Großbauprojekten in Schwedt und Guben sollten außerhalb des Chemiedreiecks,
               im heutigen Land Brandenburg, neue Zentren der Petrochemie und Chemiefaserindustrie
               entstehen. Ursprünglich waren auch für den in Leuna gebauten petrochemischen Komplex
               aus regionalwirtschaftlichen Erwägungen – die Rede war von einer »Überagglomeration«
               in der stark von der chemischen Produktion geprägten Region – andere Standorte in
               der Diskussion.[61]  Aus Zeit- und Kostengründen konnten sich die Regionalplaner in der Staatlichen Plankommission
               mit ihren Vorschlägen aber nicht durchsetzen. Daher führte das Chemieprogramm zu einem
               weiteren Zuwachs an Chemiearbeitsplätzen im Bezirk Halle.
            

            Hinter den angepeilten Wachstumsraten bei modernen Produkten trat in der öffentlichen
               Darstellung die Kehrseite des Chemieprogramms zurück. Es zielte nämlich auch auf eine
               Ausweitung der Kohlechemie sowie eine Unabhängigkeit in der Nahrungsmittelerzeugung
               durch die Steigerung des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. Die Zweigleisigkeit
               des Chemieprogramms spiegelte das industriepolitische Dilemma der DDR wider und zeigte
               sich besonders deutlich im Fall des VEB Chemische Werke Buna. Das in Schkopau nahe
               Halle (Saale) gelegene Werk war zum größten Karbidproduzenten der Welt aufgestiegen.[62]  Eine Spitzenstellung von zweifelhaftem Wert, denn die Herstellung von Karbid, Ausgangsstoff
               für die Acetylenchemie, erforderte enorme Mengen an Elektroenergie. Werkdirektor Johannes
               Nelles war jedoch von der Notwendigkeit der Karbidproduktion überzeugt und setzte
               sich für ihren weiteren Ausbau ein. Ulbricht war lange ein Förderer des »Plastepapstes«
               und unterstützte dessen Kurs.[63]  Mahnende Stimmen drangen angesichts dieser Konstellation nicht durch. Erst im Herbst
               1965 wurde ein Projekt zum Bau weiterer Karbidöfen gestoppt.[64]  Die Kosten für die Erzeugung von synthetischem Kautschuk und Kunststoffen lagen inzwischen
               in Schkopau rund vier Mal höher als bei der BASF und der Chemische Werke Hüls AG,
               die Erdöl bzw. Erdgas als Ausgangsstoffe nutzten.
            

            Das Chemieprogramm litt von Anfang an unter unrealistisch hohen Zielstellungen und
               der Illusion, den Einstieg in die Petrochemie aus eigener Kraft bewältigen zu können.[65]  Die Dimension der Neubauprojekte und die avisierten Termine deuteten darauf hin,
               dass die SED-Führung nicht in den Maßstäben eines kleinen Landes dachte, sondern die
               eigenen Ressourcen sowie die ihrer Bündnispartner überschätzte. Für die Modernisierung
               der chemischen Industrie waren nicht nur große Mengen an Erdöl, sondern auch Technologien
               und Anlagen zur Gewinnung von Aromaten, Olefinen usw. erforderlich.[66]  Mit deren Eigenentwicklung war die DDR jedoch überfordert.[67]  Zudem befand sich der Chemieanlagenbau noch im Aufbau. Während die Werkleitungen
               daher von vornherein auf Anlagenimporte drängten, präferierten die Planungsbehörden
               aus Gründen der Devisenknappheit den Eigenbau.[68] 

            Auch für Arzneimittelimporte fehlten die Devisen. Die pharmazeutische Industrie stand
               daher vor der Aufgabe, die Arzneimittelversorgung der Bevölkerung der DDR weitestgehend
               aus eigenem Produktionsaufkommen zu sichern. Um dieses Ziel zu erreichen, musste die
               Branche den größten Teil ihrer Forschungs- und Entwicklungspotenziale auf die Nachentwicklung
               bewährter Präparate (Generika) konzentrieren. Ihre Wirtschaftlichkeit sollte durch
               die administrativ verordnete Zusammenlegung von Betrieben, Sortimentsbereinigungen und Neuinvestitionen verbessert werden. Ein
               wichtiger Schritt erfolgte 1958 mit der Unterstellung der gesamten Arzneimittelproduktion
               unter die Regie der Vereinigung Volkseigener Betriebe (VVB) Pharmazeutische Industrie,
               Berlin. Die VVB, Vorläuferin von später gebildeten Kombinaten, begann die Produktion
               der einzelnen Werke auf bestimmte Produkte festzulegen. Produktionsgeheimnisse gab
               es nicht mehr. Welcher Erzeuger welche Präparate lieferte, verlor für die Ärzte an
               Bedeutung.[69] 

            Inzwischen zeichneten sich gravierende Unterschiede in der Entwicklung in West und
               Ost ab. Infolge ihrer raschen Wiedereingliederung in die Weltwirtschaft waren in der
               Bundesrepublik Deutschland internationale Ölkonzerne präsent und sorgten in Kooperation
               mit den großen Chemieunternehmen für einen Strukturwandel in der Mineralölindustrie
               und den Übergang zur Petrochemie.[70]  In Osteuropa fand die DDR-Chemie hingegen kaum gleichwertige Partner und in Richtung
               Westen waren ihre Kooperationsmöglichkeiten aus politischen Gründen begrenzt. Nur
               in Ausnahmefällen, wie beim Kauf von Gastrennanlagen für Leuna II, waren Importe möglich.[71] 

            Anfang der 1960er-Jahre mussten die Investitionen für die wichtigsten Vorhaben des
               Chemieprogramms gekürzt und die Realisierungstermine oft um Jahre verschoben werden.
               Von einer aufholenden Entwicklung konnte nun keine Rede mehr sein. Einmal mehr erhoffte
               sich die SED-Führung Hilfe von der Sowjetunion. Im Februar 1962 sprach Ulbricht darüber
               mit Nikita Chruschtschow. Der sowjetische Partei- und Staatschef erkannte den Ernst
               der Lage: »Wir können uns nicht nur auf Maschinengewehre stützen. Die Frage steht
               so: entweder kann ihre Wirtschaft mit dem Westen konkurrieren oder sie werden hinweggefegt.«[72]  Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission, Bruno Leuschner, zeichnete ein düsteres Bild von der Wirtschaftslage: »Wenn die Lage so bleibt wie
               sie ist, dann wird sie [die UdSSR – R. K.] die DDR wie bisher sehr teuer zu stehen
               kommen.«[73] 

            Gestützt auf Analysen der Staatlichen Plankommission ging Ulbricht davon aus, dass
               das hohe Wirtschaftswachstum der Bundesrepublik maßgeblich auf den Übergang zur Petrochemie
               zurückzuführen war. Er drängte daher gegenüber sowjetischen Wirtschaftsfunktionären
               auf höhere Erdöllieferungen:
            

            
               »Wir reden zwar immer vom Wettbewerb mit dem Kapitalismus; aber hier, wo die Nahtstelle
                  zwischen den beiden Systemen ist, ist die Lage so, dass Westdeutschland 1963 45 Millionen
                  Tonnen Erdöl verarbeitet, die DDR aber nur 3,5 Millionen Tonnen. Das heißt, in Westdeutschland
                  haben sie Rohstoffe, mit denen sie rentabel produzieren können. Wir sollen auf dem
                  Weltmarkt konkurrenzfähig sein. Aber wie können wir das bei so hohen Produktionskosten,
                  wie sie uns im Braunkohlenbergbau entstehen? […] Wir sind ein Exportland, und wir
                  müssen stets von der Frage der Produktionskosten ausgehen. Das können wir nur mit
                  den entsprechenden Rohstoffen.«[74] 

            

            Erst nach der Fertigstellung der Erdölpipeline »Freundschaft”, die von der Sowjetunion
               in die kleinen RGW-Länder führte, war eine Erhöhung der Rohölimporte möglich. Die
               aufwendigen Versuche, eigene Erdölvorkommen zu erschließen, scheiterten ebenso wie
               die Bemühungen der DDR, mit arabischen Staaten Rohölverträge abzuschließen.[75]  Einziger großer Lieferant blieb die Sowjetunion. Die Wirtschaft der DDR war auf Gedeih
               und Verderb von ihrem größten Rohstofflieferanten und zugleich wichtigsten Kunden
               abhängig.
            

            Ulbrichts Technologieoffensive und die 1963 begonnene Wirtschaftsreform brachten nicht
               die erhofften Ergebnisse. Die chemische Industrie hatte zwar ihren Anteil an den gesamten Investitionen in der Industrie zwischen 1960
               und 1970 deutlich von rund 17 Prozent auf mehr als 21 Prozent steigern und auch ihren
               ohnehin schon hohen Anteil an den Industriebeschäftigten noch erhöhen können, doch
               dieser Kraftakt schlug sich nicht in einer höheren Attraktivität ihrer Produkte nieder.
               Der Anteil der chemischen Industrie an den Gesamtexporten der DDR sank in diesem Zeitraum
               von mehr als 20 Prozent auf rund 15 Prozent. Noch weiter zurück ging der Anteil Branche
               an den Exporten in westliche Länder, nämlich von 18 Prozent auf nur noch rund 13 Prozent.[76]  Die internationale Konkurrenzfähigkeit der Branche hatte demnach trotz des Chemieprogramms
               weiter nachgelassen.
            

            Letztmals versuchte Ulbricht die Vorrangstellung der chemischen Industrie auf einer
               eigens nach Merseburg verlegten Staatsratssitzung im März 1970 zu unterstreichen.
               Doch was dort vorgetragen wurde, das waren realitätsferne Wunschvorstellungen, von
               Teilnehmern der Sitzung »Merseburger Zaubersprüche« genannt.[77]  Die überspannte Wirtschaftspolitik der SED-Führung war an ihre Grenzen gestoßen.
               Die Planrückstände der Betriebe wuchsen, Automatisierungsvorhaben mussten verschoben
               oder gestoppt werden, es kam zu Stromabschaltungen und zunehmenden sozialen Spannungen.
               Nach dem 1971 erfolgten Machtwechsel von Ulbricht zu Erich Honecker wurden zahlreiche
               Projekte in der Industrie gestoppt, um Mittel für Konsum- und Sozialprogramme freizusetzen.
               Die neue Wirtschaftspolitik der SED präsentierte sich schlichter und realistischer.[78] 

         

         
            
               4. Westöffnung und Kompensationsgeschäfte
               

            

            Anfang der 1970er-Jahre verbesserten sich die Möglichkeiten der chemischen Industrie
               für die Modernisierung ihrer Betriebe. Dies war auf die inzwischen kontinuierlich
               wachsenden Rohstoffbezüge aus der Sowjetunion und die Entspannung in den Ost-West-Beziehungen
               zurückzuführen.
            

            Eine zweite große Erdölpipeline – die parallel zur Erdölleitung »Freundschaft« von
               der Sowjetunion bis in die DDR führte – wurde gebaut und die Erdgaspipeline »Nordlicht«
               1973 in Betrieb genommen. Letztgenannte sollte ursprünglich ebenfalls über polnisches
               Gebiet verlaufen, wurde dann aber aus wirtschaftspolitischen Gründen – im Jahr 1970
               hatten Arbeiterstreiks das kommunistische Regime in Warschau erschüttert – über die
               ČSSR bis in die DDR und die Bundesrepublik geführt.[79]  Die DDR schien auf dem Weg, die Rohstoffgrundlage der chemischen Industrie und der
               Mineralölindustrie komplett auf Öl und Gas umzustellen.
            

            Das größte Investitionsprojekt in der ersten Hälfte der 1970er-Jahre war die Erweiterung
               des Stickstoffdüngemittelwerks Piesteritz um zwei japanische Ammoniakanlagen sowie
               drei tschechoslowakische bzw. sowjetische Harnstoff- und Salpetersäureanlagen. Die
               Düngemittelproduktion konnte dank der Erdgaslieferungen auf das amerikanische Kellogg-Verfahren
               umgestellt werden, das gegenüber dem älteren Haber-Bosch-Verfahren wirtschaftlicher
               war. Im Jahr 1979 wurden alle Düngemittelwerke zum Kombinat Agrochemie zusammengeschlossen.
               Als größter Betrieb der Branche übernahm der VEB Stickstoffwerke Piesteritz die Funktion
               des Stammbetriebs. Dessen neues »Nordwerk« verstärkte den monostrukturellen Charakter
               der Wirtschaft in Wittenberg und Umgebung. Die Stadt hing damit noch stärker als schon
               zuvor von der Entwicklung der chemischen Industrie ab.[80] 

            Nur wenige Monate nachdem das erste sowjetische Erdgas in die DDR floss und die zweite
               Erdölpipeline in Betrieb ging, erschütterte eine Erdölpreiskrise die Weltwirtschaft. Der Ostblock schien davon nicht betroffen zu sein.[81]  Die SED-Führung sah die Bindung an die Sowjetunion als großen Vorteil, da man vom
               Preisbildungssystem im RGW profitiert. Es basierte auf feststehenden Preisen für eine
               Periode von fünf – ab 1979 von drei – Jahren und führte zu »bereinigten Weltmarktpreisen«.
               Öl und Gas konnten weit unter den Weltmarktpreisen gekauft werden. Im Jahr 1976 zahlte
               die DDR etwa die Hälfte des Weltmarktpreises, 1978 rund 80 Prozent.[82]  Hinzu kam der Vorteil, dass die Importe nicht in harter Währung, sondern in transferablen
               Rubeln verrechnet wurden. Es lag nahe, die günstigen Rohstoffpreise für steigende
               Exporte von Mineralölprodukten zu nutzen und dabei hohe Veredelungsmargen zu kassieren.
               Dafür mussten die Raffineriekapazitäten ausgebaut werden.
            

            Besonders große Effekte versprach sich das Ministerium für chemische Industrie von
               einer tieferen Spaltung des Erdöls.[83]  Um mehr Vergaserkraftstoffe und Vorprodukte für die Petrochemie in der Raffinerie
               des Petrochemischen Kombinats Schwedt (PCK) gewinnen zu können, sollte der Anteil
               der Heizöl- und Dieselfraktionen bei der Erdölverarbeitung reduziert werden. Die dafür
               nötigen Anlagen wurden von der Toyo Engineering Corporation gekauft. Das Personal
               für den Betrieb der neuen Anlagen wurde durch Freisetzungen an anderen Stellen des
               Kombinats gewonnen. Die ab 1978 groß propagierte »Schwedter Initiative« – »Weniger
               produzieren mehr« – half die Personalprobleme des Stammbetriebs zu lösen, blieb allerdings
               außerhalb des PCK ohne größere Resonanz.
            

            Auch in Zeitz und Böhlen, ursprünglich reine Hydrierwerke zur Gewinnung von Benzin
               aus Braunkohle, wurde die Erdölverarbeitung ausgebaut.[84]  In Böhlen kam noch der Bau eines Crackers mit einer Kapazität von 300 000 Tonnen
               Ethylen pro Jahr hinzu.[85]  Außerdem wurde mit der ČSSR eine Kooperation vereinbart und ein Vertrag über den
               Bezug von jährlich 150 000 Tonnen Ethylen über eine Pipeline aus dem Werk Litvinov geschlossen.
               Die im Böhlener Cracker produzierten Olefine wurden in Schkopau und Leuna verarbeitet.
               Damit entstand ein überregionaler Verbund.
            

            Die Mineralölindustrie der DDR war auf dem Weg, sich von ihren kohlebasierten Strukturen
               zu lösen. Allerdings gab es nur in Schwedt eine kompakte Raffinerie. Die zweitgrößte
               Raffinerie in Leuna war durch Umrüstungen aus der Kohlechemie und über das Werksgelände
               zerstreuten Neubauten hervorgegangen. An den kleineren Standorten in Böhlen, Zeitz
               und Lützkendorf wurden neue Anlagen zur Erdölverarbeitung neben alte Anlagen der Carbochemie
               gesetzt. Dieses Nebeneinander von Kohle- und Erdölverarbeitung sowie alten Kraftwerken
               und entsprechend großen Infrastruktureinrichtungen war auf Dauer schwer beherrschbar,
               verursachte erhebliche Umweltbelastungen und war unwirtschaftlich.
            

            Die teilweise Modernisierung der Raffinerien war nur möglich, weil die DDR die Kreditaufnahme
               bei internationalen Banken forcierte. Den wichtigsten Mechanismus für den Import von
               Anlagen und Know-how stellten sogenannte Kompensationsgeschäfte dar. Diese beruhten
               darauf, dass die Kredite für die Anlagenimporte mit Waren aus ebendiesen refinanziert
               werden konnten. Größter Verfechter von Kompensationsgeschäften war Günter Mittag,
               von 1973 bis 1976 Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrats und ab 1976
               wieder Sekretär für Wirtschaft des Zentralkomitees der SED. Mittag versprach sich
               davon einen Modernisierungsschub und damit auch die Stärkung seiner Machtposition.
            

            Mit der Politik der Westöffnung wuchs auch der Einfluss des Bereichs Kommerzielle
               Koordinierung (KoKo) des Ministeriums für Außenhandel und seines Leiters Alexander
               Schalck-Golodkowski. KoKo besaß den Status eines Devisenausländers, war eng mit dem
               Ministerium für Staatssicherheit (MfS) verzahnt und spielte bei Technologieimporten
               eine herausragende Rolle.[86]  Ab 1976 war KoKo nur noch Mittag und Honecker direkt unterstellt.[87]  Alle großen Kompensationsgeschäfte im Bereich des Ministeriums für chemische Industrie,
               beginnend mit dem Kauf der Anlagen für PCK in Japan, liefen über KoKo. Herausragende
               Bedeutung erlangte die Intrac GmbH, das wichtigste KoKo-Unternehmen.[88]  Intrac handelte mit Mineralöl, Chemieprodukten sowie Buntmetallen und betrieb Mülldeponien.[89] 

            Auch der Minister für chemische Industrie, Günther Wyschofsky, und die Kombinatsdirektoren
               sahen in der Westöffnung eine große Chance. Die Leunaer Kombinatsleitung formulierte
               sogar den Anspruch, wieder an die Tradition der gesamtdeutschen Verbundchemie aus
               der Vorkriegszeit anknüpfen zu wollen.[90]  Wyschofsky versuchte zunächst ohne KoKo auszukommen und zusätzliche Anlagenimporte
               über die Staatliche Plankommission zu realisieren. Schalck kommentierte dies süffisant:
               »Dann ist er zu Schürer [Vorsitzender der Staatlichen Plankommission – R. K.] gegangen:
               Gib Du mir das Geld. Schürer hat gesagt, ich habe keins. Da war das Kreislaufkarussell
               wieder da, und ich habe mich ganz gelassen zurückgelehnt und gewartet, er kam sowieso
               wieder.«[91] 

            Die Importe von westlichen Chemieanlagen und Know-how erreichten in den 1970er-Jahren
               ein zuvor nicht gekanntes Niveau. Vom Aufbau einer »nationalen Wirtschaft« aus eigener
               Kraft, wie sie Ulbricht vorschwebte, hatte sich die SED-Führung verabschiedet.
            

            Besonders ambitionierte Kompensationsgeschäfte stellten neben den bereits genannten
               Projekten in Schwedt und Piesteritz der Bau einer Polyurethanfabrik in Schwarzheide
               und des Chlor-PCV-Komplexes im Schkopauer Buna-Werk dar.[92]  Im Synthesewerk Schwarzheide, das seinen Namen der synthetischen Gewinnung von Benzin
               aus Braunkohle verdankte, fand eine komplette Umstellung der Produktion statt. Die
               Treibstoffgewinnung aus Kohle wurde 1972 eingestellt. Bereits einige Jahre zuvor war
               entschieden worden, in Schwarzheide künftig Polyurethan zu produzieren.[93]  Die für die Herstellung des modernen Kunststoffs benötigten Anlagen und das Know-how
               wurden ausschließlich von westlichen Firmen, hauptsächlich der französischen ENSA-Gruppe,
               gekauft. Der DDR kam dabei zugute, dass erst nach dem Abschluss der Importverträge
               von den führenden westlichen Herstellern ein Ausfuhrverbot für das Know-how zur Polyurethan
               Produktion verhängt wurde.
            

            Aufmerksam verfolgt wurden die Aktivitäten in Schwarzheide von der BASF, einem der
               weltgrößten Kunststoffproduzenten. Der VEB Synthesewerk Schwarzheide hatte nämlich
               mit den niedersächsischen Unternehmer Gottfried Reuter, Inhaber der Elastomer AG,
               Lemförde, und Besitzer zahlreicher Patente, einen Vertrag über den Bau einer Polyesteralkohol-Anlage
               geschlossen. Die BASF übernahm 1969 50 Prozent der Anteile an der Elastomer AG und
               zwei Jahre später auch die restlichen 50 Prozent. Bereits zuvor hatte Reuter mit dem
               Konzern eine Vereinbarung über die Abwicklung seiner DDR-Verträge geschlossen. Die
               BASF hatte aber kein Interesse daran, wie es Reuter ausdrückte, den Bau des »größten
               und modernsten Komplexes der integrierten Polyurethan-Chemie auf der ganzen Welt«
               zu fördern.[94]  Bei der Installation der besagten Anlagen und beim Probebetrieb kam es zu monatelangen
               Verzögerungen und technischen Problemen. Reuter verklagte daraufhin die BASF, pikanterweise
               vor dem Kreisgericht in Fürstenwalde, also in der DDR, um Schadenersatzforderungen
               des VEB gegen sich zu verhindern. Der Justiziar der BASF-Tochter Elastogran GmbH (hervorgegangen
               aus der Elastomer AG), Hans-Hermann Dehmel, legte Widerspruch ein, scheiterte damit
               aber vor dem DDR-Gericht. Der Rechtsstreit zwischen der BASF und den DDR-Außenhandelsorganen
               endete vor dem Schiedsgerichtsinstitut der Handelskammer Stockholm im November 1974
               mit einem Vergleich.[95]  An dieser Stelle sei vorweggenommen, dass Hans-Hermann Dehmel im Oktober 1990 als
               neuer Werkleiter in Schwarzheide eingesetzt wurde, nachdem die BASF das Werk von der
               Treuhand gekauft hatte.
            

            Ganz abgesehen von den juristischen Auseinandersetzungen zwischen den West- und Ostdeutschen
               lohnte sich der Umbau des Werkes. Schwarzheide war das einzige voll integrierte Werk
               im Ostblock, das Hart- und Weichschaum auf Polyurethanbasis herstellte.[96]  Der VEB Synthesewerk Schwarzheide, ab 1979 Stammbetrieb des Kombinats SYS, erwirtschaftete
               fortan knapp zwei Drittel seiner Umsätze im Export, darunter rund 20 Prozent in Westeuropa.[97]  Als besonderes Plus wurden die hohen Marktanteile in Osteuropa angesehen. Daher konzentrierte
               sich die BASF nach dem Fall der Mauer auf die Übernahme dieses Standorts.
            

            Ein zweites großes Projekt zur Erweiterung der Kapazitäten in der Kunststoffproduktion
               wurde vom VEB Kombinat Chemische Werke Buna, Schkopau, begonnen. Das Werk sollte zum
               größten Kunststoffproduzenten der DDR ausgebaut werden. Dafür gab es einen zwingenden
               Grund: Am 11. Juli 1968 hatte sich beim bisherigen Hauptproduzenten von Polyvinylchlorid
               (PVC) in Bitterfeld ein schwerer Unfall ereignet. Bei einer Gasexplosion fanden 42
               Mitarbeiter den Tod, 260 wurden zum Teil schwer verletzt.[98]  13 Produktionsgebäude und -anlagen wurden völlig zerstört, darunter die gesamte PVC-Erzeugung.
            

            Um künftig mit möglichst modernen Anlagen und Verfahren zu produzieren, wurde nach
               einem geeigneten Partner in Westeuropa gesucht. Die Hoechst AG rückte in den Mittelpunkt
               des Interesses. Der Konzern war sowohl ein wichtiger Lieferant von Farbstoffen, Pflanzenschutzmitteln,
               pharmazeutischen Produkten und Kunststoffen für die DDR-Chemie aber auch deren Kunde.
               Hoechst bot die komplette Palette der damals gängigen Kunststoffe an, nahm bei ausgewählten
               Kunststoffsorten eine Spitzenstellung in Europa ein und besaß mit der Uhde GmbH einen
               leistungsstarken Anlagenbau.
            

            Die DDR verfolgte ein strategisches Ziel. Zumindest versuchte Günter Mittag, über
               dessen Büro alle wichtigen wirtschaftspolitischen Entscheidungen liefen, den anderen,
               in Wirtschaftsfragen unbedarften Mitgliedern des Politbüros so die Zusammenarbeit
               mit der Hoechst AG nahezubringen. Er erklärte, dass Hoechst durch die »abzuschließenden
               Liefer- und Leistungsverträge in eine spezifische Abhängigkeit zur DDR gebracht« werden
               solle und diese dann »nur unter Hinnahme erheb-licher ökonomischer Verluste« würde
               aufgeben können.[99]  Mit ideologisch aufgeladenen Formulierungen demonstrierte er Selbstbewusstsein und
               hoffte, Hoechst möglichst langfristig an Geschäfte mit der DDR binden zu können. Inwieweit
               Mittag dabei die Wirtschaftskraft der DDR überschätzte, sei dahingestellt. Jedenfalls
               nahm das Politbüro seine Vorschläge für die Verhandlungen mit dem Vorstand der Hoechst
               AG ohne Diskussion an.[100]  Eine Rahmenvereinbarung zwischen der Hoechst AG sowie der Friedrich Uhde GmbH und
               dem Ministerium für Außenhandel der DDR wurde am 25. April 1975 unterzeichnet.[101]  Der Preis für den von Uhde beim VEB Chemische Werke Buna zu bauenden Gesamtkomplex,
               einschließlich aller Nebenanlagen, lag bei 1,05 Milliarden DM. Dieser Summe waren
               noch die jährlichen Zinsbelastungen hinzuzurechnen, sodass die DDR-Seite für den Anlagenimport
               insgesamt 1,66 Milliarden DM aufzubringen hatte.
            

            Da es sich um ein Referenzprojekt handelte, strebten Hoechst und Uhde einen vorfristigen
               Beginn des Probebetriebs an. Um dieses Ziel zu erreichen, entsandte Uhde auf dem Höhepunkt
               des Baugeschehens bis zu 2500 Arbeiter nach Schkopau.[102]  Die Monteure und Bauleute kamen aus 26 Ländern, darunter mehr als 1000 aus der Bundesrepublik,
               knapp 600 aus Jugoslawien und 300 aus Polen.[103] 

            Bei dem Projekt in Schkopau handelte es sich um die größte Einzelinvestition, die
               Hoechst bisher im Ausland getätigt hatte. Erich Honecker nahm im März 1980 an der
               vorfristigen Einweihung der neuen Anlagen teil, was in der westdeutschen Presse allgemein
               als eine politische Geste zur Fortsetzung der deutsch-deutschen Kooperation gewertet
               wurde. Konzernintern wurde das Projekt als Erfolg bewertet.[104] 

            Das Kombinat VEB Chemische Werke Buna gehörte nach der Inbetriebnahme des neuen Komplexes
               zu den großen europäischen Anbietern von Grundstoffen und PVC. Im Jahr 1987 war der
               Kredit nahezu abbezahlt und der neue Komplex lief stabil. Im Gegensatz dazu kam es
               in den alten Werksteilen zu einer Reihe von technischen Störungen, Produktionsausfällen
               und erheblichen Umweltbelastungen.[105]  Doch auch der neue Werksteil vermochte die strukturellen Probleme des Kombinats nicht zu lösen. Auf den internationalen
               Kunststoffmärkten, insbesondere bei PVC, gab es inzwischen erhebliche Überkapazitäten.
               Der Außenhandel konnte das in Schkopau erzeugte PVC nur noch mit Preisnachlässen absetzen.
               Auch bahnte sich ein Wechsel zu neuen, umweltfreundlicheren Technologien in der Chlorproduktion
               an. Die Erzeugung von Chlor mithilfe von Quecksilber, wie sie in Schkopau praktiziert
               wurde, war ein Auslaufmodell.
            

            Mit der zunehmenden Nutzung von Erdöl und Gas anstelle von Braunkohle schien eine
               Verbesserung der Umweltbilanz in der chemischen Industrie möglich zu sein. Inzwischen
               waren Expertennetzwerke entstanden, die sich für die Einführung eines Luftreinheitsgesetzes,
               den besseren Schutz der Gewässer, die Etablierung geschlossener Stoffkreisläufe und
               anderes mehr einsetzten.[106]  Einen umweltpolitischen Aufbruch markierten das Landeskulturgesetz von 1970 und die
               Gründung eines Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft im Jahr 1972.[107]  Staub-, Abgas- und Wassernutzungsgeld und Sanktionen sollten den Druck auf die Betriebe
               erhöhen, mehr für den Umweltschutz zu tun.
            

            Ein besonders ambitionierter Versuch zur Modernisierung des Anlagevermögens und damit
               zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Umweltschutzes fand im Chemiekombinat
               Bitterfeld (CKB) statt. Für Umweltschutzmaßnahmen hatte das Ministerium für chemische
               Industrie bis dahin kaum Gelder bewilligt, sodass die Schornsteine in Bitterfeld und
               Wolfen in Spitzenzeiten bis zu 58 000 Tonnen Staub und über 120 000 Tonnen Schwefeldioxid
               pro Jahr in die Umwelt ausstießen. Die Produktionsanlagen arbeiteten zum Teil mit
               Ausnahmegenehmigungen.[108]  Auf die gravierenden Sicherheitsmängel reagierte die Kombinatsleitung 1976 mit einer
               schonungslosen Problemanalyse:
            

            
               »Die ersten Anlagen auf dem Gelände des heutigen CKB wurden 1895 in Betrieb genommen.
                  Besonders ernst ist die Situation, weil viele Werktätige unter gesundheitsschädlichen
                  Bedingungen arbeiten und der Zustand einer Reihe von Anlagen eine Gefährdung für das Leben aller darin arbeitenden
                  Menschen darstellt. Mit den bisherigen Maßnahmen ist keine grundlegende Wende zur
                  schrittweisen Verringerung des Verschleißgrades erreicht worden.«[109] 

            

            Generaldirektor Heinz Schwarz schätzte mehr als ein Viertel aller Anlagen als »technisch
               instabil« ein.
            

            
               »Für 3130 Werktätige – vorwiegend in der materiellen Produktion und in der Instandhaltung
                  Beschäftigte – sind die Arbeitsbedingungen (Schwere der Arbeit, Gesundheitsgefährdung,
                  Anlagensicherheit) so stark erschwert, dass sie eigentlich bereits nicht mehr zumutbar
                  sind. Von 141 Anlagen entsprachen 55 nicht mehr den gesetzlichen Bestimmungen der
                  Arbeits- und Produktionssicherheit.«[110] 

            

            Für 17 dieser Anlagen lagen Ausnahmegenehmigungen vor, für 38 fehlten sie. Diese untragbaren
               Verhältnisse sollten mit einem Programm »zur planmäßigen Wiederherstellung des gesetzlichen
               Zustandes, zur Sicherung des erforderlichen Leistungszuwachses, Beseitigung der Instabilitäten,
               Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen und des Umweltschutzes« (Programm
               zur Rationalisierung, Stabilisierung und Modernisierung der Grundfonds) beseitigt
               werden.[111]  Es war das bis dahin umfassendste und auch teuerste Vorhaben zur Ertüchtigung von
               Anlagen der chemischen Industrie. Als das RSM-Programm auf einer Sitzung des Politbüros
               am 5. Oktober 1976 von Schwarz und Wyschofsky vorgestellt wurde, behauptete Günter
               Mittag, dass mit den zur Verfügung gestellten 2,8 Milliarden Mark eine umfassende
               Erneuerung des Anlagevermögens gewährleistet sei. Er bediente sich eines Rechentricks.[112]  Anstatt den Neuwert für die benötigten Anlagen anzusetzen, der bei 12 bis 14 Milliarden
               Mark lag, legte er nur den Zeitwert der alten Anlagen in Höhe von 3,6 Milliarden Mark zugrunde, und kam damit auf eine Erneuerungsquote von rund 70
               Prozent. In Wahrheit konnten mit den vom Politbüro bewilligten Investitionen also
               nur eine Erneuerungsquote von rund 20 Prozent erreicht werden. Honecker durchschaute
               dies nicht, hatte aber mitbekommen, dass in Bitterfeld eine Reihe von Anlagen ohne
               Genehmigung der Technischen Überwachung lief. Er fragte den Minister für Staatssicherheit
               Erich Mielke: »Sag mal, was machst du mit Leuten, die täglich 19mal die Gesetze der
               DDR verletzen?« Darauf Mielke: »Solche Leute sehen kein Tageslicht mehr.« Honecker
               amüsiert: »Du irrst, hier sitzt er [Generaldirektor Schwarz, R. K.] munter in deinem
               Augenschein.«[113] 

            Der Generaldirektor blieb ungeschoren und das Politbüro glaubte mit der Genehmigung
               des RSM-Programms alle Voraussetzungen für eine baldige Verbesserung der Situation
               in Bitterfeld geschaffen zu haben. Kurzfristig wurden Baumaßnahmen durchgeführt, um
               Einsturz- und Explosionsgefahren zu beseitigen. Auch wurden vom Ministerrat verschiedene
               Maßnahmen für eine bessere medizinische Betreuung der in gesundheitsgefährdeten Bereichen
               tätigen Mitarbeiter beschlossen.[114]  Für schwere und gesundheitsgefährdende Arbeiten wurde ein Zuschlag von 100 Mark pro
               Monat gewährt und zusätzliche Werkswohnungen gebaut. Das RSM-Programm mit seinen 135
               Teilvorhaben verbesserte die Situation in einigen Bereichen, betraf jedoch noch nicht
               einmal ein Viertel des Anlagevermögens. Es blieb Stückwerk und änderte an den generellen
               Problemen des CKB nur wenig.
            

            Auf dem Werksgelände des CKB und angrenzenden Grundstücken wurden giftige Chemieabfälle
               abgelagert und es entstanden nur notdürftig gesicherte Sondermülldeponien.[115]  Die Probleme wuchsen Generaldirektor Schwarz über den Kopf. Ende 1983 wurde er von
               Mittag in rüder Form abberufen und durch Adolf Eser, Sekretär der SED-Kreisleitung
               im CKB, ersetzt.[116]  Vom umweltpolitischen Aufbruch der frühen 1970er-Jahre war nichts mehr übrig geblieben.
               Auch in den anderen Kombinaten der Großchemie sah es nicht besser aus: In den Umweltschutz
               wurde kaum investiert. Stattdessen versuchten die Kombinatsleitungen Strafgebühren
               gegen die Überschreitung von Grenzwerten abzuwehren oder einzupreisen.[117] 

         

         
            
               5. Heizölprogramm und Mineralölexporte als Devisenquelle
               

            

            Die günstigen Terms of Trade im Handel mit der Sowjetunion waren für die DDR nicht
               von längerer Dauer. Die sowjetische Führung drängte die RGW-Länder zu einer Beteiligung
               an den wachsenden Erschließungskosten für Rohstoffe. Dem konnte sich die DDR in den
               1970er-Jahren nicht länger entziehen.[118]  Auch musste mehr Geld für den Import von sowjetischen Rohstoffen aufgewendet werden.
            

            Die DDR reagierte 1977 in einem ersten Schritt mit Beschlüssen zur Einsparung von
               Treibstoffen und Heizöl.[119]  Alle Ministerien und Bedarfsträger erhielten Sparvorgaben.[120]  Noch weitaus einschneidender war ein Programm zur »Heizölumstellung«.[121]  Bei der Erdölverarbeitung fielen verschiedene Fraktionen an. Knapp die Hälfte davon
               war Heizöl. Die Heizölproduktion wurde zugunsten der Erzeugung heller Produkte (d. h.
               von Benzin und Diesel) heruntergefahren.[122]  Zwischen 1980 und 1987 wurde die Heizölproduktion von jährlich mehr als 9 Millionen
               Tonnen auf weniger als 4,5 Millionen Tonnen reduziert. Da außerdem noch ein großer
               Teil des Heizöls exportiert wurde, blieb für den Inlandsmarkt kaum noch etwas übrig.[123]  Anstelle des Heizöls kam Braunkohle zum Einsatz.
            

            Ministerrat und Staatliche Plankommission feierten die Heizölablösung als großen Erfolg.
               Der zusätzliche Export von Mineralölprodukten entlastete die Devisenbilanz der DDR.
               Insoweit ging die Rechnung auf. Doch um welchen Preis? Grob geschätzt wurden in das
               Programm zur Heizölablösung 15 Milliarden Mark investiert.[124]  Hinzu kamen noch die erhöhten Kosten für die Braunkohlenförderung und Verstromung.
               In den von der Rückkehr zur Braunkohle betroffenen Betrieben machte sich Fatalismus
               breit.
            

            Auf einer Sitzung der Politbüros stellte Wyschofsky am 7. Februar 1978 ein »Konzept
               zur Entwicklung der chemischen Industrie ab 1981« vor. Der avisierte Ausbau der Kohlechemie
               stieß in den betroffenen Kombinaten und Betrieben auf Kritik. Die meisten Fachleute
               sahen darin eine rückwärtsgewandte und wirtschaftlich unsinnige Strategie. Die Abteilung
               Grundstoffindustrie des ZK der SED ließ sich von solchen Stimmen nicht beeindrucken.
               Ende November 1980 fasste das Politbüro einen Beschluss über »Grundlinien der Weiterentwicklung
               der Kohleveredelung in der DDR«.[125]  Im Kern lief es darauf hinaus, veraltete und eigentlich längst zur Stilllegung vorgesehene
               Anlagen, wie Karbidöfen, Chlorelektrolysen und Schwelereien, weiter zu betreiben.
               Die noch in den 1970er-Jahren verfolgte Strategie zur Umstellung der großen Chemiewerke
               auf den Einsatz von Erdöl wurde revidiert. Dies führte an den Standorten der Großchemie zu einem negativen
               Strukturwandel mit fatalen Folgen.
            

            In Böhlen wurde die Erdölverarbeitung von rund 3 Millionen Tonnen auf ca. 1,7 Millionen
               Tonnen reduziert. Buna musste weiter mit den veralteten Karbidöfen arbeiten.[126]  Der stellvertretende Vorsitzende der Staatlichen Plankommission, Friedrich Götz,
               kommentierte dies rückschauend wie folgt:
            

            
               »Wirklich radikale Einschränkungen hätten Stilllegungen solcher ›Elektroenergiefresser‹
                  der Chemie, wie z. B. der Karbidproduktion in Buna und Piesteritz, oder tiefe Einschnitte
                  in den Chlor-Alkali-Elektroanlagen-Betrieben in Buna und Bitterfeld erfordert. Die
                  Erzeugnisse gerade dieser Betriebe (z. B. PVC, Kautschuk, Lösungsmittel, u. a.) waren
                  aber im RGW-Markt ›härteste Währung‹. Und sie brachten auch im Westen Devisen.«[127] 

            

            Anfang der 1980er-Jahre spitzte sich die wirtschaftliche und politische Lage im gesamten
               Ostblock dramatisch zu. Die zweite Ölpreiskrise führte zu weiteren Erhöhungen der
               RGW-Preise für Rohstoffe. Während die DDR 1970 für Erdöl- und Erdölprodukte aus der
               UdSSR im Durchschnitt 13,4 transferable Rubel je Tonne zahlen musste, waren es 1980
               bereits 74,8 transferable Rubel je Tonne Erdöl, d. h., der Preis hatte sich mehr als
               verfünffacht.[128]  Die Staatliche Plankommission setzte daher auf einen maximalen Einsatz von Braunkohle.[129]  Diese Politik verschaffte der DDR eine »energiepolitische Galgenfrist«.[130] 

            Mehrere Ostblockländer hatten ihre Zahlungsunfähigkeit gegenüber westlichen Gläubigern
               erklären müssen. Westliche Banken schätzten nun auch die Bonität der DDR als unbefriedigend
               ein, zogen kurzfristige Einlagen ab und verweigerten neue Kredite. Die Politik »einer
               Modernisierung auf Pump«, die auf der Annahme beruhte, die Schulden mit qualitativ
               hochwertigen Waren zurückzahlen zu können, war gescheitert.[131]  Wie dramatisch die Lage war, wussten jedoch nur ganz wenige Personen; der Bevölkerung
               wurde die Verschuldungskrise verheimlicht. Wichtigstes Ziel war jetzt die Aufrechterhaltung
               der Zahlungsfähigkeit, um – wie es Mittag formulierte – »jeden Preis«.[132] 

            Risse im »Bruderbund« wurden bei einem Treffen der Partei- und Staatschefs am 3. August
               1981 auf der Krim deutlich. Breschnew zeigte sich mit Honeckers Westgeschäften unzufrieden.[133]  Eine Alternative zur Ausweitung des Westhandels konnte er der SED-Führung jedoch
               nicht anbieten. Im Gegenteil: Drei Wochen nach dem Krimtreffen kündigte die Sowjetunion
               eine zehnprozentige Kürzung der Erdöllieferungen im gesamten Bereich des RGW an.[134]  Für die DDR bedeutete dies, dass sie im Rahmen des bilateralen Handelsabkommens nur
               noch rund 17 Millionen Tonnen Erdöl pro Jahr gegen transferable Rubel erhalten sollte.
               Daraufhin herrschte in der SED-Führung Panikstimmung.[135]  Als Reaktion auf die Lieferkürzungen schlug die Staatliche Plankommission vor, den
               Kraftstoffverbrauch in der Wirtschaft weiter zu reduzieren, die Benzinpreise für den
               privaten Verbrauch zu erhöhen, den Rohstoffimport aus dem »Nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet«
               (NSW), vor allem im Konsumbereich, zu reduzieren und die Exporte in die UdSSR zu verringern.[136]  Honecker wollte jedoch seine Sozialpolitik beibehalten, »ansonsten«, so argumentierte er gegenüber Außenhandelsminister Horst Sölle, »können wir gleich zurücktreten«.[137]  Er wandte sich an Breschnew und bat, allerdings vergeblich, um eine Rücknahme der
               Kürzung.
            

            Die oft zitierte Kürzung der sowjetischen Erdöllieferungen war nicht die Hauptursache
               der wirtschaftlichen Probleme der DDR. Der Vorsitzende von Gosplan, Nikolai Baibakow,
               schlug seinem deutschen Amtskollegen Gerhard Schürer den Weiterbezug der zur Kürzung
               anstehenden rund 2,2 Millionen Tonnen Erdöl vor, aber nur gegen Bezahlung in Devisen.[138]  So konnte die DDR ihre Raffinerien auch weiterhin auslasten.[139]  Die Details des Erdölgeschäfts wurden von Alexander Schalck-Golodkowski und dem Stellvertretenden
               Außenhandelsminister der UdSSR, Nikolai Komarow, ausgehandelt.[140]  Beim Wettlauf um die Rettung der DDR reagierte Moskau ein letztes Mal schneller als
               Bonn. Die DDR kaufte sowjetisches Erdöl gegen Dollar und konnte das Rohöl entweder
               sofort weiterverkaufen oder für Dreiecksgeschäfte nutzen.
            

            Pro Kopf gerechnet verfügte die DDR inzwischen sogar über noch etwas größere Kapazitäten
               zur Rohölverarbeitung als die Bundesrepublik.[141]  Auch die Rohöleinfuhren pro Kopf lagen Mitte der 1980er-Jahre höher als in der Bundesrepublik.[142]  Im weltweiten Ranking der Erdölimporteure stand die DDR 1988 auf Platz 13.[143]  Dies korrespondierte mit ihren Raffineriekapazitäten von inzwischen rund 26,6 Millionen
               Tonnen, was mehr als 3 Prozent der gesamten europäischen Kapazitäten entsprach.[144] 

            Je dramatischer sich die Außenverschuldung der DDR entwickelte, desto wichtiger wurde
               der Export von Mineralölprodukten. Deren Anteil am Gesamtexport der DDR in westliche Industrieländer stieg von knapp 20 Prozent
               im Jahr 1979 auf mehr als 30 Prozent 1982/83.[145]  Besonders lukrativ war das Mineralölgeschäft mit West-Berlin. Die Raffinerie Schwedt
               konnte ihren Markanteil bei Benzin bis 1988 auf 60 Prozent und bei Diesel und Heizöl
               sogar auf 70 Prozent erhöhen.[146]  Die wichtigsten Akteure waren das KoKo-Unternehmen Intrac und der Außenhandelsbetrieb
               Chemie auf DDR-Seite und die VEBA AG sowie ihre Beteiligungsgesellschaft, die West-Berliner
               Rex Handelsgesellschaft. Seit Mitte der 1970er-Jahre beherrschten diese Unternehmen
               gemeinsam den West-Berliner Mineralölmarkt. Die VEBA-Vorstände erwogen im Frühjahr
               1989 sogar die Gründung gemeinsamer Firmen mit der Intrac.[147] 

            Nach dem Fall der Mauer war die VEBA AG nicht mehr auf Geschäfte mit der Intrac angewiesen.
               Der Konzern nutzte seine über Jahrzehnte gewachsenen Geschäftsbeziehungen mit der
               DDR, um sich eine günstige Ausgangsposition beim Wettrennen um die Privatisierung
               der Raffinerie in Schwedt und das Tankstellennetz Minol zu sichern.[148] 

         

         
            
               6. Umweltkrise, Bürgerproteste, erste Stilllegungen
               

            

            Das Festhalten an der Carbochemie und die Heizölablösung bei gleichzeitiger Reduzierung
               von Erneuerungsinvestitionen führten zu einer Verstetigung der Umweltprobleme in den
               Werken des Chemiedreiecks.[149]  Die Emissionen von Schwefeldioxid und Staub stiegen weiter an. Auf diesem Gebiet
               nahm die DDR einen traurigen Spitzenplatz unter allen europäischen Staaten ein.[150] 

            Die SED-Führung wusste sich nicht anders zu helfen, als im November 1982 Umweltdaten
               zur geheimen Verschlusssache zu erklären.[151]  Die Geheimhaltungsanordnung wirkte auch wie ein Startschuss für gesteigerte Aktivitäten
               der Geheimpolizei in den Chemiebezirken. Nur wenige Menschen fanden den Mut zu offenen
               Protesten gegen die Umweltzerstörung. Diese bedeutete aber nicht, dass in den Belegschaften
               der Chemiekombinate und den betroffenen Städten und Kommunen Apathie herrschte. Prostete
               blieben aber zumeist auf individuelle Reaktionen beschränkt: Es kam zu einer erhöhten
               Fluktuation und die Zahlen der Eingaben und Entschädigungsforderungen stiegen.[152] 

            Um die Produktion zu sichern, wurden von den Kombinatsleitungen Erschwerniszulagen
               für die Arbeit in schadstoffbelasteten Abteilungen gezahlt. Gesundheitsgefahren wurden
               vertuscht oder kleingeredet. Als auch diese Strategien nicht mehr verfingen, wurden
               »Sonderarbeitskräfte«, Bausoldaten – sie leisteten ihren Wehrdienst ohne eine Ausbildung
               an Waffen[153]  – und Strafgefangene sowie ausländische Vertragsarbeiter, in den Abteilungen mit
               den höchsten Gesundheitsbelastungen eingesetzt. Die Ausnahmegenehmigungen für den
               Weiterbetrieb verschlissener Anlagen wurden immer wieder verlängert.[154] 

            Die Konflikte um den Umweltschutz wurden in den Betrieben und Verwaltungen zumeist
               auf den mittleren und unteren Ebenen ausgetragen. Die Umweltinspektion und der Rat
               des Bezirks Halle waren immer weniger gewillt, gegenüber den Chemiekombinaten kulant
               zu handeln. Noch bis Mitte der 1980er-Jahre hatten die Kombinate mit Verweis auf ihre
               volkswirtschaftliche Schlüsselstellung meist erfolgreich gegen die Zahlung von Staub- und Abgasgeldern Einspruch erhoben und die Strafzahlungen mindern
               können. Ab 1984 galten strengere Grenzwerte. Die Generaldirektoren versuchten die
               Strafzahlungen abzuwenden. Doch selbst der Generaldirektor von Leuna, Erich Müller,
               Mitglied des ZK der SED, beeindruckte den Vorsitzenden des Rats des Bezirks Halle,
               Alfred Kolodniak, nicht. Kolodniak stand unter wachsendem Druck der Bevölkerung und
               wollte sich nicht länger hinhalten lassen.[155]  Es gelang den Kombinaten nicht mehr, Sanktionen abzuwenden oder zu reduzieren. An
               den hohen Schadstoffbelastungen und den daraus resultierenden Gesundheitsproblemen
               in der Chemieregion änderte dies allerdings nichts.
            

            Die zunehmenden Umweltbelastungen wurden für die DDR auch zu einem außenpolitischen
               Problem, da das Land 1979 der Genfer Luftreinhaltekonvention beigetreten war und 1985
               auch das sogenannte Schwefelprotokoll von Helsinki unterzeichnet hatte, mit dem sich
               die Teilnehmer zu einer mindestens 30-prozentigen Reduzierung ihrer Schwefeldioxidemissionen
               bis 1993 verpflichtet hatten. Da sich abzeichnete, dass die DDR dieses Ziel weit verfehlen
               würde, kam es zu einer massiven Fälschung von Emissionsdaten.[156]  Ein vom Minister für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 1984 auf den Weg gebrachtes
               und durchaus ambitioniertes Programm zur Installation von insgesamt fünf Entschwefelungsanlagen
               erwies sich angesichts der ökonomischen Probleme der DDR als unbezahlbar.[157] 

            Die Konflikte brachen schließlich in den Betrieben der Großchemie zuerst offen aus,
               von denen die größten Umweltbelastungen ausgingen: Bitterfeld, Wolfen, Schkopau, Leuna
               und Böhlen. Ein Teil der Belegschaften, bis hin zum Führungspersonal der Chemiekombinate,
               die örtlichen Behörden und die Einwohner der besonders betroffenen Städte und Gemeinden
               waren nicht länger gewillt, die Beeinträchtigung ihrer Arbeits- und Lebenswelten passiv
               zu ertragen. Als Katalysator für die Proteste gegen die Umweltverschmutzung wirkte
               die am 27. September 1988 im ARD-Magazin »Kontraste« gezeigte Reportage »Bitteres aus Bitterfeld«.[158]  In bedrückenden Bildern wurde das ganze Ausmaß an Umweltzerstörung gezeigt. Eine
               kirchliche Umweltgruppe mit dem Bitterfelder Öko-Autodidakten Hans Zimmermann an der
               Spitze hatte die Filmaufnahmen gemeinsam mit Margit Miosga, einer Journalistin aus
               West-Berlin, heimlich gedreht. Die Macht der Bilder und Fakten war enorm und sensibilisierte
               Zuschauer in Ost und West.
            

            Bereits einige Jahre zuvor hatte der nur in der Bundesrepublik erschienene Roman Flugasche von Monika Maron für Aufsehen gesorgt. Ihr Buch galt als erste literarische Auseinandersetzung
               mit der Umweltzerstörung in der DDR. Bitterfeld war seitdem negativ konnotiert. Zum
               schlechten Image der Region trugen ebenfalls Meldungen über tödliche Quecksilbervergiftungen
               von Häftlingen, die im Chemiekombinat Bitterfeld (CKB) in den Chlorbetrieben gearbeitet
               hatten, bei.[159] 

            Der Unwille der Belegschaft des CKB brach sich Ende Oktober 1989 Bahn, als der SED-Kreisleitung
               von Arbeitern und Angestellten ein 15-Punkte-Forderungskatalog vorgelegt wurde.[160]  Eine von Generaldirektor Eser daraufhin in Auftrag gegebene Analyse des technischen
               Zustands der Produktionsanlagen und der arbeitshygienischen Bedingungen fasste das
               ohnehin für alle Mitarbeiter Offensichtliche in konkrete und nun auch öffentlich bekanntgegebene
               Zahlen. Besonders dramatisch war die Situation im Betriebsteil Wolfen, ehemals Farbenfabrik,
               wo rund 60 Prozent des Anlagevermögens als verschlissen eingestuft wurden. Horst Wilhelm,
               Betriebsleiter im CKB, fand dafür drastische Worte: »Wir stehen auf einem Trümmerhaufen.«[161]  Mehr als die Hälfte der Belegschaft des Stammbetriebs des CKB, fast 10 000 Beschäftigte,
               war erhöhten Gesundheitsrisiken ausgesetzt.[162] 

            Typisch für das Aufzehren der Substanz unter Inkaufnahme wachsender Gesundheitsrisiken
               und Umweltbelastungen war auch der Umgang mit den Faserbetrieben im Fotochemischen
               Kombinat ORWO Wolfen. Diese hatten seit den 1960er-Jahren gegenüber der Rohfilmproduktion
               an Bedeutung für das Gesamtergebnis des Kombinats verloren. Ihre Produkte – Zellstoff,
               Viskosefaser, Borsten und Futterhefe – galten dennoch als unverzichtbar. Ein Beschluss
               des Ministerrats der DDR zur schrittweisen Stilllegung der Faserbetriebe wurde angesichts
               der wirtschaftlichen Probleme des Landes Anfang der 1980er-Jahre revidiert.[163]  Die Grenzwerte für die maximale Arbeitsplatz-Konzentration (MAK-Wert) bei Schwefelkohlenstoff
               wurden weit überschritten.[164]  Trotzdem wurde die Produktion fortgesetzt, was nur noch durch den Einsatz von »Sonderarbeitskräften« –
               Bausoldaten, Strafgefangenen und ausländischen Vertragsarbeitern aus Kuba und Polen –
               möglich war. Diese menschenverachtende Politik wollten der Leiter des Viskosebetriebs,
               Herbert Bode, und andere Führungskräfte nicht länger mittragen. Sie veranlassten eine
               Drosselung der Produktion. Das Ministerium für chemische Industrie bestand jedoch
               auf der Planerfüllung.
            

            In den Tagen der friedlichen Revolution kulminierten auch in der Filmfabrik die Proteste.
               Auf einer stürmisch verlaufenden Betriebsversammlung am 1. November 1989 wurde nicht
               nur der Rücktritt des 1. Sekretärs der SED-Kreisleitung und des Vorsitzenden der Betriebsgewerkschaftsleitung
               (BGL) verlangt und erreicht, sondern auch die Offenlegung von Umweltdaten eingefordert.
               Als daraufhin die weit über den Grenzwerten liegenden MAK-Werte bei Schwefelkohlenstoff
               bekannt gegeben wurden, verweigerten die im Viskosebetrieb tätigen Bausoldaten die
               Arbeitsaufnahme und sandten ihre Forderungen an die Regierung.[165]  Generaldirektorin Brunhild Jaeger meldete sich krank und ihr Stellvertreter, Joachim Krähnert, übernahm die Leitung. Er wartete nicht länger auf eine Entscheidung
               aus Berlin, sondern veranlasste zum 1. Dezember 1989 die Stilllegung der Viskosefaserproduktion.
               Später wurde dieser Schritt von der Modrow-Regierung bestätigt.[166]  Die Wolfener Faserbetriebe waren nicht mehr zu retten. Sie hatten jahrzehntelang
               nicht nur die Umwelt vergiftet, sondern auch enorme Mengen an ungeklärten Abwässern
               in die Grube »Johannes« und von dort aus weiter in die Mulde abgegeben. Ihre Stilllegung
               war unvermeidlich.
            

            Kaum besser sah es in den anderen Betrieben des Chemiedreiecks aus. Auf tragische
               Weise geriet das Buna-Werk in die Schlagzeilen. Am 9. Februar 1990 kam es zu einem
               Unfall am Karbidofen 11.[167]  Drei Arbeiter erlitten tödliche Verletzungen, zwei Schwerverletzte verstarben im
               Krankenhaus. Schwere Unfälle und Havarien hatte es auch zuvor gegeben, doch nunmehr
               konnte offen darüber berichtet werden. Was folgte, war eine Vielzahl von Protesten
               aus den umliegenden Kommunen und Gemeinden gegen die »Dreckschleudern«. Über Jahre
               angestauter Unmut brach sich Bahn. Umweltgruppen verlangten die sofortige Stilllegung
               der gesamten Karbidproduktion.
            

            Auch in den Sächsischen Olefinwerken (SOW) Böhlen kam es zu Protesten. Mediziner verwiesen
               auf die Zunahme von Gesundheitsschäden, Belastungen der Atmungsorgane und eine steigende
               Zahl von Krebsfällen.[168]  In die Kritik geriet die Verbrennung radioaktiver Rückstände im Werk. Obwohl dies
               mit Genehmigung des Staatlichen Amts für Atomsicherheit und Strahlenschutz (SAAS)
               erfolgte, war die Öffentlichkeit bestürzt.[169]  Die jahrelange Intransparenz in allen Umweltfragen fiel jetzt auf die Werkleitung
               zurück. Die Bürgerproteste blieben nicht länger ohne Erfolg. Im Januar 1990 wurde die Verbrennung von radioaktiven Rückständen gestoppt.
            

            Die Geheimhaltung von Umweltdaten hatte sich für die SED-Führung immer mehr zum Bumerang
               entwickelt. Umweltgruppen, meist unter dem Dach der Kirche, versuchten das staatliche
               Schweigekartell durch eigene Untersuchungen und Protestaktionen aufzubrechen und die
               Bevölkerung zu sensibilisieren. Die Umweltfrage stand neben den Forderungen nach einer
               Demokratisierung der Gesellschaft auf den Montagdemonstrationen im Herbst 1989 an
               vorderster Stelle. Unmittelbar nach dem Sturz Honeckers veranlasste Umweltminister
               Hans Reichelt den Erlass einer Smog-Verordnung und einer neuen Verordnung über Umweltdaten.
               Mit letztgenannter Verordnung, die am 2. November 1989 in Kraft trat, wurde die Geheimhaltung
               von Umweltdaten beendet.[170] 

            Beschäftigte des Buna-Werks forderten die Einsetzung einer Regierungskommission.[171]  Dem schlossen sich nur wenige Tage später die Einwohner Wolfens an.[172]  Der Rat des Bezirkes Halle beschrieb in einem Schreiben an Ministerpräsident Hans
               Modrow die Probleme des Chemiebezirks: Rund drei Viertel aller Einwohner des Bezirks
               seien unzulässig hohen Schwefeldioxid- und mehr als die Hälfte aller Einwohner zu
               hohen Staubbelastungen ausgesetzt.[173]  Es war ein Hilferuf an eine Regierung, die selbst völlig überfordert war angesichts
               der Vielzahl von gleichzeitig anzugehenden Problemen.
            

            In Reaktion auf Bürgerproteste entsandte die Modrow-Regierung Anfang 1990 eine Kommission
               unter Leitung des Stellvertreters des Ministers für Schwerindustrie, Karl-Hermann
               Steinberg (CDU), ins Chemiedreieck, mit dem Auftrag, Vorschläge zur Reduzierung der
               Umweltbelastungen zu erarbeiten.[174]  In Schkopau ging es vor allem darum, die hohe Staubbelastung der umliegenden Wohngebiete
               durch Karbidöfen und die Belastungen der Gewässer mit Schadstoffen zu mindern. Die
               Regierungskommission fürchtete allerdings die wirtschaftlichen Konsequenzen. Vorgeschlagen
               wurde die schrittweise Stilllegung von etwa einem Drittel der Karbidproduktion und
               die Abschaltung der Chlorelektrolyse H 56.[175]  Die Vorschläge wurden am 8. Februar 1990 am »Runden Tisch« in Halle diskutiert.[176]  Während die Kombinatsleitung das Konzept befürwortete, plädierten Vertreter der Kommunen,
               des Gesundheitswesens und mehrere Forschungsinstitute für eine schnellstmögliche Stilllegung.[177] 

            Der Ministerrat der DDR beließ es mit seinem Beschluss vom 16. Februar 1990 beim »Einstieg
               in den Ausstieg«.[178]  Das war ein erster Schritt in die richtige Richtung. Er kam viel zu spät und reichte
               nicht aus, um die ökologische Situation in der Chemieregion rasch und grundlegend
               zu verbessern. Gerade auf dem Gebiet des Umweltschutzes hatte die alte Regierung der
               DDR in den Augen vieler ihrer Bürger versagt.
            

            Die aufgestaute Wut der Belegschaften richtete sich vor allem gegen Kombinatsleitungen,
               die SED-Kreisleitungen, die Vertreter des Ministeriums für Chemie und die Objektdienststellen
               des MfS – zu den wenigen Kombinaten mit solchen Dienststellen gehörten Buna, Leuna
               und CKB.[179]  In den Stammbetrieben der Kombinate Bitterfeld, Wolfen und Buna mussten die Direktoren
               ihre Posten räumen.[180]  Spontan konstituierte Betriebsausschüsse, Vorläufer der später gebildeten Betriebsräte,
               erzwangen die Rücktritte besonders belasteter Direktoren, sofern sie nicht von selbst
               gingen.
            

            Unter dem Druck der Proteste fasste der Ministerrat der DDR im Mai 1990 einen Beschluss
               »zur Lösung der ökologischen und ökonomischen Probleme im Raum Bitterfeld/Wolfen«,
               allerdings ohne konkrete Einzelmaßnahmen festzulegen.[181]  Ohne größere Kosten zu verursachen, konnte zunächst nur die Stilllegung besonders
               umweltschädlicher Anlagen veranlasst werden.[182] 

            Je mehr Details über das Ausmaß der Umweltzerstörungen bekannt wurden, desto deutlicher
               zeichnete sich ab, dass nicht nur einzelne Anlagen oder Kraftwerke stillgelegt werden
               mussten, sondern ganze Abteilungen, ja Werke, was zu erheblichen Verlusten von Arbeitsplätzen
               führen würde. Den Fachleuten aus der Chemieindustrie war dies bewusst und auch in
               den Beratungen des Runden Tisches des Bezirks Halle spiegelte sich bereits ab Januar
               1990 wider, dass es zu tiefgreifenden und schmerzhaften Umbrüchen kommen würde.
            

            Den Teilnehmern des Runden Tisches – an dem erstmals verschiedene Oppositionsgruppen
               und SED offen und im Dialog aufeinandertrafen – wurden unter anderem Bestandsaufnahmen
               zu den von der Großchemie ausgehenden ökologischen Belastungen und zum Gefährdungspotenzial
               der zehn größten Deponien im Raum Bitterfeld/Wolfen vorgelegt.[183]  Danach beschlich sie ein Gefühl von Ratlosigkeit und Ohnmacht. Detlev Lintzel, Verwaltungsleiter
               eines Krankenhauses in Wittenberg und Delegierter des Neuen Forums, hielt dazu fest:
               »Es wird mit Sicherheit eine große Zahl von Arbeitslosen geben, wenn Betriebe stillgelegt werden, aus welchen
               Gründen auch immer. Wer zahlt für die Betroffenen den Lebensunterhalt? Wer erklärt
               ihnen überhaupt, warum sie nicht mehr arbeiten sollen? Wie werden diese Arbeiter reagieren?«[184] 

            Welche Konsequenzen einzelne Beschlüsse zur Stilllegung von Anlagen nach sich ziehen
               konnten, das wurde den Teilnehmern des Rundes Tisches erst nach und nach bewusst.
               So hatten sie für die Abschaltung einer besonders umweltschädlichen Anlage des Paraffinwerks
               Webau votiert, wovon 153 Arbeitsplätze betroffen waren. Ohne die Grundstoffe aus Webau
               drohte aber auch Tausenden Beschäftigten im Hydrierwerk Zeitz das Aus. Lintzel empfand
               dies als Albtraum:
            

            
               »Wie soll ich entscheiden können, was da wesentlicher ist, die ökologische Vernichtung
                  von Grund und Boden und die Verschmutzung der Umwelt durch ungefilterte Abgasmengen
                  oder als Folge der Stilllegung eines Werkes zur Beseitigung dieser Lasten der Verlust
                  von 4000 Arbeitsplätzen!«[185] 

            

            Nach zermürbenden Sitzungen kam Lintzel zu einem bitteren Befund:

            
               »Was bleibt ist eine große Ratlosigkeit und ein weiterer Schritt auf der Erkenntnisleiter,
                  dass die notwendigen Stilllegungen von ganzen Betrieben oder Betriebsteilen Arbeitsplätze
                  vernichten, für die es keinen Ersatz gibt. […] Da sitzen wir nun, Vertreter aller
                  Parteien, Organisationen und Bürgerbewegungen am Runden Tisch jenes Bezirks in der
                  DDR, der die größte Häufung an chemischen Großbetrieben hat. Jeder ahnt, welche Folgen
                  auf den Bezirk Halle zukommen, hört die Berichte und schweigt. Wir stimmen allen Vorschlägen
                  dankbar zu, die Probleme, für die wir keine brauchbare Lösung sehen, mit Scheinlösungen
                  versieht und vertagt. Ich habe den Eindruck, als ob ein Gefühl der Resignation heranwächst
                  und wir uns zunehmend hinter diesem Schweigen verschanzen.«[186] 

            

            Hilfe wurde aus der Bundesrepublik erwartet, waren doch bereits 1989 mehrere deutsch-deutsche
               Projekte auf dem Gebiet des Umweltschutzes ausgehandelt worden.[187]  Für sechs Pilotprojekte wollten die Bundesregierung insgesamt rund 300 Millionen DM
               für den Kauf moderner Anlagen und die DDR einen ähnlich hohen Betrag in DDR-Mark für
               die Bauausführung zur Verfügung stellen. Der größte Teil dieser Investitionen war
               für die Reduzierung von Umweltbelastungen durch den VEB Chemische Werke Buna und den
               VEB Arzneimittelwerk Dresden vorgesehen. Das Arzneimittelwerk Dresden sollte eine
               Höchsttemperaturanlage zur Verbrennung von Arzneimittelrückständen erhalten, die bisher
               in der Elbe entsorgt wurden.
            

            Anfang März 1990 besuchte der Bundesumweltminister, Klaus Töpfer, das Schkopauer Werk.
               Was er und seine Mitarbeiter dort und an anderen Chemiestandorten sahen, gab mehr
               als genug Anlass zur Beunruhigung. Der Bundesumweltminister versprach, sich für den
               Erhalt des Standortes einzusetzen: »Nur wenn die Menschen einen Schimmer am Ende des
               Tunnels sehen, werden sie dort bleiben, wo sie leben.«[188] 

         

      

   
      
            II. Treuhand: Die überforderte Behörde
            

         

         
            
               1. Reaktionen der westdeutschen Chemieindustrie auf den Mauerfall
               

            

            Im November 1991 erklärte Hans Georg Willers, Vorstandsvorsitzender der Haniel-Gruppe,
               gegenüber amerikanischen Gästen: »Die deutsche Wiedervereinigung ist ein beispielloser
               geschichtlicher Vorgang. Das war ein Krieg ohne Blutvergießen, eine Rieseneroberung,
               eine Riesenbeute, ohne Gewaltanwendung.«[1]  Auch wenn Willers dies nicht öffentlich äußerte, so waren solche Meinungen doch Ausdruck
               einer nicht nur in Managerkreisen verbreiteten Siegermentalität bzw. eines westlichen
               Triumphgefühls. Ganz abgesehen davon bleibt zu fragen, ob die Industriebetriebe der
               DDR, und speziell die hier in Rede stehenden Chemiestandorte, tatsächlich eine »Riesenbeute«
               waren. Um es vorwegzunehmen: Sie waren es nicht.
            

            Doch schauen wir zunächst einmal auf die wirtschaftliche Lage der Branche in der Bundesrepublik.
               Im Jahr 1990 gehörte die chemische Industrie mit ihren rund 581 000 Beschäftigten,
               einem Umsatz von 160 Milliarden DM und einer Exportquote von 54 Prozent zu den wichtigsten
               Branchen der westdeutschen Wirtschaft. Sie war hinter dem Automobilbau und dem Maschinenbau
               die drittwichtigste Exportindustrie.[2]  Im Ranking der weltweit umsatzstärksten Chemieunternehmen stand die BASF AG auf dem
               ersten Platz, die Bayer AG sowie die Hoechst AG folgten dicht dahinter.[3]  Den »großen Drei«, hervorgegangen Anfang der 1950er-Jahre aus der I. G. Farbenindustrie
               AG, war in den Jahren des Wirtschaftswunders nicht nur ein erstaunlich rascher Wiederaufstieg gelungen, sondern
               auch ein schneller Wandel ihrer Rohstoffgrundlagen, von der Kohle zu Öl und Gas.[4]  Auch die Henkel KGaA, Düsseldorf, mit ihrer Konsumchemie sowie die Linde AG, München
               als Hersteller von technischen Gasen zählten zu den besonders erfolgreichen und internationalisierten
               Unternehmen.[5] 

            Die chemische Industrie wies ein höheres Wachstum als die Gesamtindustrie auf und
               bot ihren Beschäftigten eine große Arbeitsplatzsicherheit. Seit 1982 waren Umsatz
               und Gewinne der »großen Drei« von Jahr zu Jahr gestiegen.
            

            Ihre Produkte ließen sich in vier Gruppen unterteilen: 1) chemische Grundstoffe der
               organischen und anorganischen Chemie, sogenannte »Commodities«, die in großen Anlagen
               für den Weltmarkt produziert werden; 2) Erzeugnisse für die Industrie und Landwirtschaft,
               darunter Kunststoffe, Düngemittel, Farbstoffe und Lacke; 3) Spezialerzeugnisse für
               den Konsum, unter anderem Waschmittel und Kosmetika, sowie 4) pharmazeutische Produkte.
            

            Die Hauptstandorte der »großen Drei« in Ludwigshafen-Oppau, Frankfurt-Höchst und Leverkusen
               bestanden seit mehr als 100 Jahren. Dort befanden sich nicht nur große Produktionsanlagen
               und die Firmenzentralen, sondern auch die wichtigsten Forschungs- und Entwicklungsabteilungen.
               Darüber hinaus verfügten die Chemiekonzerne über Produktionsstandorte und Absatzorganisationen
               auf allen Kontinenten.
            

            Die oligopolistische Struktur der Branche wies in den 1980er-Jahren fast statische
               Züge auf, was auf ihre kapitalintensiven Produktionsprozesse zurückzuführen war. Die
               chemische Industrie war in hohem Maße selbstreguliert und auf ihre Staatsferne bedacht.[6] 

            Trotz der Euphorie nach dem Mauerfall bewerteten die Chemiemanager die Chancen für
               Investitionen in der DDR sehr zurückhaltend. Der Präsident des Verbandes der chemischen
               Industrie und Vorstandsvorsitzende der Bayer AG, Hermann J. Strenger,[7]  erklärte im Januar 1990, dass sich erst die Rahmenbedingungen in der DDR verbessern
               müssten, bevor die Chemieindustrie bereit sei, auch über die normalen Risiken hinauszugehen.[8]  Die Leistungsfähigkeit der ostdeutschen Betriebe schätzte Strenger als »sehr unterschiedlich«
               ein und den Umweltschutz als allgemein sehr schlecht. Kurzfristig sei in der DDR nichts
               zu erreichen.
            

            Die persönlichen Eindrücke, die Manager bei Besuchen von DDR-Chemiebetrieben gewannen,
               waren zumeist niederschmetternd. Karl-Gerhard Seifert, Vorstandsmitglied der Hoechst
               AG, fasst seine Beobachtungen folgendermaßen zusammen: »Auch hier [im Buna-Werk in
               Schkopau] sah es in dem alten Werksteil aus wie nach einem Bombenangriff. Die Bilder
               aus den Chemiekombinaten gingen mir eine Woche lang nicht aus dem Kopf, und ich hatte
               regelrechte Albträume.«[9] 

            Strenger zog aus diesen und anderen Zustandsbeschreibungen im Februar 1990 die Konsequenz,
               dass über die Chemiewerke in der DDR am besten ein »großes Tuch« zu decken sei: »Vor
               dem rauen Weltmaßstab hat dort nichts mehr Bestand.«[10]  Seine Worte hatten Gewicht. Als der führende Repräsentant der Branche konnte er auf
               die Meinungsbildung und auch auf die Personalgewinnung für den Unternehmensbereich
               Chemie, ab Mai 1991 Unternehmensgruppe Chemie (UG Ch) im Unternehmensbereich 6 (UB
               6/Ch) der Treuhand, einwirken. Nachdem er 1992 den Vorstandsvorsitz der Bayer AG abgegeben
               hatte und an die Spitze des Aufsichtsrats wechselte, wurde er im Mai 1993 in den Verwaltungsrat
               der Treuhand berufen.[11]  Eine besondere Rolle sollte er auf den entscheidenden Sitzungen des Präsidialausschusses
               des Verwaltungsrats spielen, als es um die Weichenstellungen für die Unternehmen des Chemiedreiecks in Sachsen-Anhalt
               ging. Einen emotionalen Bezug zum Osten Deutschlands hatte Strenger nicht. Für ihn
               waren ein rein betriebswirtschaftliches Denken und die Interessen des Bayer-Konzerns
               ausschlaggebend. Einem staatlichen Engagement zur Ertüchtigung der chemischen Industrie
               im Osten stand er reserviert gegenüber.
            

         

         
            
               2. Strukturelle Probleme der DDR-Chemie
               

            

            Die zentralgeleitete chemische Industrie der DDR bestand Anfang 1990 aus 14 Kombinaten
               sowie den Handelseinrichtungen des Staatlichen Chemiekontors und dem VEB Minol. Letztgenannter
               Betrieb verfügte als Monopolist über das gesamte Tankstellennetz und die dazugehörige
               Infrastruktur. Außerdem unterstanden dem Ministerium für Chemie das Außenhandelsunternehmen
               Chemie-Export-Import sowie sieben Forschungseinrichtungen, darunter drei Ingenieurschulen.[12] 

            In den 14 Kombianten mit ihren insgesamt 231 Betrieben waren im Jahr 1988 mehr als
               300 000 Arbeiter und Angestellte tätig. Das entsprach etwas mehr als 10 Prozent aller
               Industriebeschäftigten. Diese Angaben sind allerdings nicht ohne Weiteres mit internationalen
               Statistiken vergleichbar, da in der DDR auch die Betriebe der Mineralölindustrie,
               des Chemieanlagenbaus und der Kunststoffverarbeitung der chemischen Industrie zugerechnet
               wurden. Auch sind in den Zahlen der Chemiekombinate alle Beschäftigten aus ihren Dienstleistungs-
               und Instandhaltungsabteilungen sowie sonstiges Personal enthalten. Die Zahl der in
               der eigentlichen Chemieproduktion Tätigen lag unter 200 000 Personen.
            

            
               Kombinate des Ministeriums für chemische Industrie (1988, Zahlen gerundet)[13] 

               
                  
                     
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Name

                        
                        	
                           Warenproduktion (in Mrd. M)

                        
                        	
                           Anteil (in %)

                        
                        	
                           Beschäftigte

                        
                        	
                           Anteil (in %)

                        
                     

                     
                        	
                           Petrochemisches Kombinat Schwedt (PCK)

                        
                        	
                           27,2

                        
                        	
                           27,5

                        
                        	
                           28.500

                        
                        	
                           9,4

                        
                     

                     
                        	
                           Leuna Werke

                        
                        	
                           12,7

                        
                        	
                           12,9

                        
                        	
                           29.700

                        
                        	
                           9,7

                        
                     

                     
                        	
                           Chemische Werke Buna

                        
                        	
                           9,3

                        
                        	
                           9,4

                        
                        	
                           27.800

                        
                        	
                           9,0

                        
                     

                     
                        	
                           Chemiekombinat Bitterfeld

                        
                        	
                           7,7

                        
                        	
                           7,7

                        
                        	
                           28.700

                        
                        	
                           9,4

                        
                     

                     
                        	
                           Agrochemisches Kombinat Piesteritz

                        
                        	
                           6,8

                        
                        	
                           6,8

                        
                        	
                           19.300

                        
                        	
                           6,2

                        
                     

                     
                        	
                           Kombinat Plast und Elastverarbeitung

                        
                        	
                           5,8

                        
                        	
                           5,8

                        
                        	
                           30.100

                        
                        	
                           10,0

                        
                     

                     
                        	
                           Chemiefaserkombinat Schwarza

                        
                        	
                           5,5

                        
                        	
                           5,5

                        
                        	
                           28.400

                        
                        	
                           9,5

                        
                     

                     
                        	
                           Pharmazeutisches Kombinat GERMED

                        
                        	
                           5,1

                        
                        	
                           5,1

                        
                        	
                           16.300

                        
                        	
                           5,5

                        
                     

                     
                        	
                           Synthesewerk Schwarzheide

                        
                        	
                           3,7

                        
                        	
                           3,7

                        
                        	
                           12.000

                        
                        	
                           3,9

                        
                     

                     
                        	
                           Reifenkombinat Fürstenwalde

                        
                        	
                           3,5

                        
                        	
                           3,5

                        
                        	
                           11.300

                        
                        	
                           3,8

                        
                     

                     
                        	
                           Kombinat Lacke/Farben

                        
                        	
                           3,6

                        
                        	
                           3,6

                        
                        	
                           7.800

                        
                        	
                           2,5

                        
                     

                     
                        	
                           Kombinat Kosmetik Berlin

                        
                        	
                           2,9

                        
                        	
                           2,9

                        
                        	
                           8.600

                        
                        	
                           2,8

                        
                     

                     
                        	
                           Fotochemisches Kombinat Wolfen

                        
                        	
                           2,9

                        
                        	
                           2,9

                        
                        	
                           21.100

                        
                        	
                           7,0

                        
                     

                     
                        	
                           Kombinat Chemieanlagenbau Grimma

                        
                        	
                           2,7

                        
                        	
                           2,7

                        
                        	
                           35.100

                        
                        	
                           11,4

                        
                     

                     
                        	
                           Gesamt

                        
                        	
                           99,4

                        
                        	
                           100

                        
                        	
                           304.700

                        
                        	
                           100

                        
                     

                  
               

            

            Die Betriebe der chemischen Industrie erzeugten eine industrielle Warenproduktion
               von rund 97 Milliarden Mark.[14]  Mit einem Anteil von 18,0 Prozent an der gesamten industriellen Warenproduktion lag
               die Branche damit hinter dem Maschinen- und Fahrzeugbau (21,3 Prozent) an zweiter
               Stelle.
            

            Ein Kardinalproblem stellte ihre Rohstoff- und Energieversorgung dar. Noch immer wurde
               fast die Hälfte ihrer Grundstoffe (Acetylen, Treib- und Schmierstoffe) auf Kohle-
               bzw. Teerbasis produziert. Die meisten mit Braunkohle befeuerten Industriekraftwerke
               waren verschlissen und wiesen eine niedrige Energieeffizienz auf. Von Mineralölprodukten
               einmal abgesehen, verfügte die chemische Industrie nur über wenige weltmarktfähige
               Produkte. Dies spiegelte sich in einer niedrigen Exportquote und schlechten Devisenerträgen
               wider. Allein im Jahr 1988 mussten die Exporte der Chemiekombinate mit mehr als 3,5
               Milliarden Mark subventioniert werden.[15] 
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